
















































 

3A) Liquiditätsverordnung (LiqV) und Anhang 
 
Liquiditätsverordnung 
 
Art. 14 Abs. 2 lit. a i.V.m Rz 106 / 107: Erfüllung der LCR 
Die Erfüllung der LCR auf Stufe Finanzgruppe und Einzelinstitut gesondert für alle 
Währungen (umgerechnet in CHF) und separat auch für Schweizer Franken gemäss 
Absatz 2 lit. b betrachten wir als zu weitgehend. In Konformität zum Basler Regelwerk 
genügt unseres Erachtens ein Monitoring in Schweizer Franken. 

 
Art. 15 i.V.m. Rz 118: Untermonatige / tägliche Meldung zur LCR 
Wir haben Verständnis dafür, dass die FINMA bei der Unterschreitung des geforderten 
Erfüllungsgrades bzw. bei einer absehbaren Unterschreitung untermonatige Meldungen 
der LCR verlangen will. Wir erachten jedoch tägliche LCR-Meldungen als zu weitge-
hend. Eine tägliche LCR-Meldung ist für alle Kategorien von Bankinstituten zeitlich und 
administrativ kaum machbar. Ferner schreiben die Anforderungen an die untertägige 
Liquiditätshaltung vor, dass eine Bank die Auswirkungen eines untertägigen Stresser-
eignisses auf die Liquiditätssituation im Tagesverlauf zuverlässig abschätzen können 
muss und zu steuern in der Lage sein sollte. Wir beantragen – infolge der obgenannten 
Ausführungen – von der Pflicht zur täglichen LCR-Meldung abzusehen und Möglichkei-
ten einer weniger weitgehenden Regelung zu prüfen. 
 
Art. 17 Abs. 1: Glattstellung 
Die Glattstellung stellt eine signifikante Abweichung vom Basler Originaltext im Zu-
sammenhang mit einem sehr komplexen Aspekt der LCR dar und kann zu unvorher-
sehbaren Konsequenzen führen. Unseres Erachtens sollte die Glattstellung nicht im-
plementiert werden, ohne über einen längeren Zeitraum zu analysieren, welche Aus-
wirkungen mit der Regelung einhergehen. Folgende Gründe sprechen gegen das Kon-
zept der Glattstellung: 

a. Aufgrund der Glattstellung ist die internationale Vergleichbarkeit der LCR nicht mehr 
gewährleistet. Gerade in Bezug auf die Offenlegung kann dies ein Problem darstellen. 

b. Es ist unklar, wie die Glattstellung im Rahmen von zukünftigen regulatorischen Be-
strebungen wie z.B. Central Counterparty Clearing funktionieren würde. 

c. In seiner aktuellen Form ist der Glattstellungsmechanismus unvollständig, da Aktiva 
der Kategorie 2A nicht berücksichtigt wurden. Im Falle von Transaktionen mit der SNB 
kommt es hier zu anderen Ergebnissen im Vergleich zum bisherigen Prozedere. 

d. Es wurden alle Devisenswaps vollständig miteinbezogen. Dies kann zu wenig sinn-
vollen Ergebnissen führen und insbesondere dazu, dass keine internationale Ver-
gleichbarkeit besteht. 

 
Art. 17 Abs. 5: Kündigungsfrist 
Art. 17 Abs. 5 in Verbindung mit dem Erläuterungsbericht Liquiditätsverordnung, Seite 
12 weist darauf hin, dass Kündigungsfristen im Zusammenhang mit Finanzierungs-
geschäften nur bei Geschäften mit der SNB geltend gemacht werden können. Im Um-



 

4kehrschluss bedeutet dies, dass für alle anderen Finanzierungsgeschäfte Kündigungs-
fristen nicht berücksichtigt werden können. Je nach Auslegung des Wortes "Kündi-
gungsfrist" kann dies signifikante Auswirkungen haben, da es Marktstandard ist, 
Transaktionen mit "Recall Feature" und "On Open" zu handeln. Diese Transaktionen 
können ohne Reputationsrisiko gekündigt werden, haben aber eine längere vertragli-
che Laufzeit. Wir schlagen vor, klar- und sicherzustellen, dass On-Open und Recall 
Features hier nicht betroffen sind. 

 

Art. 17b / c: Aktiva der Kategorie 1 und 2 
Abs. 1: Der LiqV-Entwurf sieht, analog zu Basel III vor, Emissionen von Pfandbrief-
institutionen als HQLA der Kategorie 2 zu qualifizieren. Der Schweizer Pfandbrief un-
terscheidet sich jedoch fundamental vom typischen europäischen Covered Bond, wes-
halb wir diese Klassifizierung als nicht korrekt beurteilen. Zum einen sind Schweizer 
Pfandbriefinstitute nicht dem Risiko des allgemeinen Bankgeschäfts ausgesetzt, zum 
anderen zeichnen sich die Schweizer Pfandbriefe durch eine hohe Resistenz gegen-
über Wirtschafts-, Finanz- und Immobilienkrisen aus. Zudem sind Pfandbriefanleihen 
dem Pfandbriefgesetz unterstellt, können jederzeit am Repomarkt liquidiert werden und 
haben einen Deckungsstock von sehr hoher Qualität. Wir beantragen daher, die 
Pfandbriefanleihen als Aktiva der Kategorie 1 einzustufen. 

Des Weiteren beantragen wir, dass von inländischen Banken emittierte Covered 
Bonds, welche über ein AAA-Rating einer von der FINMA anerkannten Ratingagentur 
verfügen und mindestens zu 90% durch im Inland belegene Aktiven gedeckt sind, zu-
mindest als Aktiva der Kategorie 2 anzuerkennen sind. Die Formulierung „Dabei gilt wie 
bei den Aktiva der Kategorie 1, dass Emissionen von Finanzinstituten ausgenommen 
sind.“ (Erläuterungsbericht LiqV vgl. S. 14 zu Art. 17c, 2. Absatz) ist folglich zu strei-
chen. 

Gemäss Abs. 1 lit. c können neu auch Kantonsanleihen als Aktiva der Kategorie 1 an-
gerechnet werden, sofern sie ein Risikogewicht von 0 Prozent nach Absatz 53 des 
Standardsatzes unter Basel II aufweisen. Dies hat zur Folge, dass Schuld-
verschreibungen von Kantonen ohne Rating neu ein Risikogewicht von 100% aufwei-
sen und somit nicht mehr als HQLA angerechnet werden können. Da die durch die Ra-
tingagentur Fedafin durchgeführten Ratings aller Kantone nicht veröffentlicht werden, 
sondern nur unter dem Investor Pays Model erhältlich sind, beantragen wir, wie im 
Rahmen der Sitzung der Nationalen Arbeitsgruppe Liquidität vom 12. September 2013 
(vgl. FINMA-Protokoll vom 11.10.2013, S. 5) vereinbart, die Schuldverschreibungen 
von Kantonen ohne Rating als Aktiva der Kategorie 2 einzustufen. 

Wir schlagen des Weiteren vor, dass die LCR relevante Definition von HQLA auch alle 
Effekten einschliessen sollte, die von der SNB als Sicherheiten für Kreditgeschäfte mit 
Banken akzeptiert werden und im Verzeichnis „SNB GC Basket“ aufgelistet sind. 

Abs. 2: Die Definition von öffentlichen Finanzinstituten, deren Anleihen als HQLA aner-
kannt werden, geht in ihrer Gesamtheit über die Anforderungen der Basler Rahmen-
vereinbarungen hinaus. So würden beispielsweise Anleihen der Österreichischen Kon-
trollbank oder auch der Nordischen Förderbanken nicht als HQLA qualifiziert, da diese 
Institute nicht im Eigentum der Zentralstaaten stehen. In diesem Zusammenhang ist 
festzuhalten, dass die Anleihen in Schweizer Franken von europäischen Anstalten und 
öffentlichen Finanzinstituten fast 10% des gesamten Marktes von Anleihen in Schwei-



 

5zer Franken darstellen. Wir beantragen in der Folge, das Erfordernis der Mehrheitsbe-
teiligung zu streichen und auf die ausdrückliche Gewährleistung – für die Qualifizierung 
unter Art. 17b Abs. 2 lit. b – abzustützen. 

Darüber hinaus würden wir eine Regelung begrüssen, welche Finanzinstitute, die als 
Anstalt des öffentlichen Rechts organisiert sind und Förderbanken, die eine Risikoge-
wichtung von maximal 20% haben, der HQLA Kategorie 2 zuordnet, auch wenn die 
ausdrückliche Gewährleistung nicht vom Zentralstaat ausgeht. 

 

Art. 17c Abs. 5: FINMA-Kompetenz – Aktiva der Kategorie 2 benennen 
Wir würden es begrüssen, wenn die FINMA von ihrer Kompetenz, weitere Aktiva der 
Kategorie 2 bezeichnen zu können, aktiv Gebrauch machen würde (z.B. Aktien, welche 
im SMI erhalten sind, oder generell repofähige Unternehmensanleihen). 

 

Art. 17d Abs. 3 i.V.m. Anhang 2 Ziff. 1.2: Einlagen grösser CHF 1.5 Mio 
Wir lehnen die Einführung einer Kategorie für Privatkunden, deren Gesamtvermögen 
CHF 1.5 Millionen übersteigt, kategorisch ab. Den vorgeschlagenen Abflussparameter 
von 25% erachten wir – im Vergleich zu den 5 bis 10% für andere Kategorien von Pri-
vatkunden – als zu restriktiv und nicht gerechtfertigt. 

 

Art. 17f Abs. 1 i.V.m. Rz 271: Überwachung der LCR in wesentlichen Währungen 
Die Überwachung der LCR in wesentlichen Währungen bzw. die regelmässige interne 
Berichterstattung soll auf Basis der internen Stress-Modelle gemäss Art. 2 Abs. 2 bzw. 
Art. 12 Abs. 2 erfolgen, da die LCR in Fremdwährung u.E. keine geeignete Metrik für 
Währungsmanagement darstellt. Insbesondere sind Ratio-Kennzahlen für Währungs-
risiken nicht effektiv und von beschränkter Aussagekraft. Effektives Währungs-
management kann nur auf internen bankspezifischen Modellen basieren, welche die 
individuelle Situation der Bank widerspiegeln. Des Weiteren würde die LCR in wesent-
lichen Währungen die internen Stress-Modelle in ungerechtfertigter Weise dominieren. 

 
Art. 17f Abs. 3 i.V.m. Rz 275: Untergrenze für LCR in Fremdwährung 
Diese Regelung stellt im Grundsatz die Einführung einer Untergrenze von 100 % für 
die LCR in Fremdwährung dar. Eine solche Untergrenze – welche von der FINMA zu-
nächst als blosse Beobachtungsgrenze vorgesehen war – ist in der Basler Rahmen-
vereinbarung nicht festgehalten und geht unseres Erachtens zu weit. Wir beantragen in 
der Folge, von einer Untergrenze für die LCR in Fremdwährungen abzusehen. 

 

Art. 17g: Liquiditätsnachweis 
Gemäss Art. 17g Abs. 3 LiqV muss der Liquiditätsnachweis neu monatlich bis spätes-
tens am 15. Kalendertag des Folgemonats eingereicht werden. Eine Verkürzung der 
Einreichungsfrist in diesem Ausmass erachten wir – in Anbetracht der allgemeinen An-
forderungen betreffend die Qualität eines konsolidierten und revisionstauglichen Ab-
schluss – als zu weitgehend. Insbesondere für die Jahres- und Quartalsmonats-



 

6abschlüsse ergeben sich zeitliche Probleme. Wir beantragen deshalb, die Frist zur Ein-
reichung des Liquiditätsnachweises unverändert beim 20. Kalendertag des Folgemo-
nats zu belassen. 

 

Art. 17h: Gruppeninterne Mittelab- und zuflüsse 
Im Zusammenhang mit gruppeninternen Mittelab- und zuflüssen ist es uns unklar, wie 
intragroup-besicherte Finanzierungstransaktionen (Repos / Reverse Repos) zu berück-
sichtigen sind. Wir bitten um eine diesbezügliche Klarstellung. 

 

Art. 31a: Einreichungsfrist 
Die erstmalige Einreichungsfrist vom 15. Februar 2015 gestützt auf die Daten vom 31. 
Januar 2015 erachten wir als zu kurz, um eine LCR vollständig einreichen und abstim-
men zu können. Dabei ist festzuhalten, dass der Report einer anspruchsvollen, tiefer-
gehenden, externen Revision standhalten muss. Dazu müssen zunächst die Monats-
Abschluss-Prozesse abgeschlossen sein. Wir schlagen vor, die Einreichungsfrist bis 
Ende des Folgemonats im Jahr 2015 zu verlängern, ab dem Jahr 2016 sodann bis zum 
22. des Folgemonats. 

 

Anhänge zur Liquiditätsverordnung 

 

Anhang 2 
Ziffer 2: Die Bezeichnung „Geschäftskunde und Grosskunde“ ist nicht kongruent mit 
der Definition „Finanzinstitut“ gemäss Anhang 1 und nicht klar abgegrenzt gegenüber 
anderen juristischen Personen und Geschäftskunden gemäss Ziffer 2.5 des Anhangs 2. 
Wir bitten um klare Regeln in den Ausführungsbestimmungen. 
 
Ziffer 2.4.3 i.V.m. Rz 199: Es erscheint uns nicht nachvollziehbar, weshalb Pensions-
kassen im Entwurf LiqV nicht als „Nicht-Finanzinstitute“, sondern als „andere juristische 
Personen“ klassifiziert werden. Im ersten Fall (Klassifizierung als „Nicht-Finanzinstitut“) 
unterliegen Pensionskassengelder einer 40% Abflussrate. Im zweiten Fall (Klassifizie-
rung als „andere juristische Personen“) unterliegen sie jedoch einer 100% Abflussrate. 
In der Schweiz sind sehr viele Gelder bei Pensionskassen angelegt, was unter ande-
rem mit der – im Vergleich mit dem Ausland – starken Position der 2. Säule in der Al-
tersvorsorge zusammenhängt. Eine Abflussrate von 100%“ hätte somit erhebliche ne-
gative Konsequenzen für Banken, Pensionskassen und die Realwirtschaft. Die Haltung 
von Pensionskassengeldern würde für Banken höchst unrentabel, sodass Pensions-
kassen mit einem Negativ- oder Nullzins rechnen müssten. Die Gelder würden ebenso 
nicht mehr in Form von Krediten in die Realwirtschaft zurückfliessen. Die Pensionskas-
sen wären sodann gezwungen, auf andere – möglicherweise risikoreichere und weni-
ger liquide – Anlagen auszuweichen. Verbunden mit der Tatsache, dass Schweizer 
Pensionskassengelder während vergangenen Krisen eine sehr hohe Stabilität aufwie-
sen, ist u.E. eine Klassifizierung der Pensionskassen und namentlich auch der Sam-
meleinrichtungen – welche Banken nahestehen – als „Nicht-Finanzinstitut“ angebracht. 



 

7Ziffer 4 ff. i.V.m. Rz 221: Im gesamten Abschnitt 4 (Ziffer 4.1 bis 4.7) werden – um die 
betroffenen Transaktionen einzugrenzen – unterschiedliche Begriffe verwendet (Deri-
vate, Finanzierungsgeschäfte, Finanztransaktionen und andere Transaktionen). Da die 
Begriffe nicht einheitlich eingesetzt werden, ist uns nicht klar, welche Transaktionen 
jeweils von den einzelnen Abflüssen betroffen sind. Zudem wird nicht berücksichtigt, 
dass den meisten Transaktionen ein Absicherungsgeschäft oder andere Geschäfte 
gegenüberstehen, in welchen die Banken einen „Inflow“ sehen würden. 
 
Ziffer 8.1: Wir schlagen eine Abflussrate von 0% vor, da das Liquiditätsrisiko grundsätz-
lich ausserhalb der Bank (z.B. beim Lieferanten) liegt. Die Bank stellt lediglich ein 
„Credit Enhancement“ betreffend Zahlungsfähigkeit des Käufers bzw. der garantierten 
Partei. Im Übrigen korreliert ein solcher Liquiditätsbedarf nicht mit einem idiosynkrati-
schem Stress bei der Bank. 
 
Ziffer 8.2: Wir erachten eine Abflussrate von 0% als angemessen, da wiederum das 
Liquiditätsrisiko grundsätzlich nicht von der Bank (z.B. beim Lieferanten) getragen wird. 
Die Bank stellt auch hier lediglich ein „Credit Enhancement“ betreffend Zahlungsfähig-
keit des Käufers bzw. der garantierten Partei. Im Übrigen korreliert auch ein solcher 
Liquiditätsbedarf nicht mit einem idiosynkratischem Stress bei der Bank. 
 
Ziffer 8.3.3: Wir beantragen eine Abflussrate von 0% des Betrages, der nach 30 Kalen-
dertagen an Refinanzierung fällig wird, da es nicht realistisch ist, dass Zweckgesell-
schaften (SPV) im selben Masse unterstützt werden wie z.B. strukturierte Produkte. 
Eine klare Ab- bzw. Eingrenzung erscheint uns notwendig. Die relevanten Zweckge-
sellschaften werden konsolidiert und somit in der LCR auf Gruppenstufe angerechnet. 
Allfälliger weiterer Unterstützungsbedarf wird mit zu unterlegenden Liquiditätsfazilitäten 
abgedeckt. Tendenziell ist der Rückkaufsdruck sogar eher kleiner, da solche SPV wei-
ter von der Bank entfernt sind und unter anderem Namen firmieren. 
 
Ziffer 8.3.5: Die Definition sollte unseres Erachtens eingeschränkt werden, da der Pas-
sus „verwaltete Fonds, die mit dem Ziel vermarktet werden, einen stabilen Wert beizu-
behalten,…“ nicht kausal ist zu einer möglichen Unterstützungsmassnahme der Bank 
(vgl. Beilage „Redaktionelle Kommentare“ zu Ziffer 8).  
 
 

B) FINMA Rundschreiben 2015/XX (FINMA-RS) 
 
Rz 1: Ausfüllen der Berichterstattungsformulare 
Unseres Erachtens sollte der Einleitungstext einen Verweis auf detaillierte Hinweise 
zum konkreten Ausfüllen der Berichterstattungsformulare beinhalten. 

 

Rz 8: Proportionalitätsprinzip 
Bezüglich den qualitativen Anforderungen an das Liquiditätsrisikomanagement kommt 
bekanntlich das Proportionalitätsprinzip zur Anwendung (Rz 8 in Anlehnung an Art. 5 
LiqV). Wir bedauern, dass im Bereich der quantitativen Anforderungen an das Liquidi-



 

8tätsrisikomanagement keine vergleichbaren Erleichterungen vorgesehen sind. Unseres 
Erachtens gibt es auch im Bereich der quantitativen Anforderungen zahlreiche Best-
immungen, welche für kleinere und mittlere Banken zu restriktiv oder zu weitgehend 
sind. Konkret schlagen wir beispielsweise vor, dass der Anteil operativer Einlagen an 
Firmenkundengeldern statt mit einem internen Modell auch mit Standardsätzen be-
stimmt werden kann. 

 

Rz 49: Ausnahme vom untertägigen Liquiditätsrisikomanagement 
Wir sind der Ansicht, dass Institute, welche keine Interbank-Dienstleistungen erbringen, 
nicht zu einem über die normalen Vorkehrungen hinausgehenden untertägigen Liquidi-
tätsrisikomanagement verpflichtet werden sollten. Wir beantragen, Rz 49 diesbezüglich 
zu präzisieren und klare Ausnahmen für Banken, die keine Interbank-Dienstleistungen 
anbieten, zuzulassen. 

 

Rz 106 – 108: Quantitative Anforderungen 
Im Gegensatz zu den Eigenmittel- und Risikoverteilungsvorschriften (Art. 7ff. ERV) feh-
len in den Liquiditätsvorschriften (Art. 14 LiqV, Rz 106 bis 108 FINMA-RS 13/6) Vorga-
ben, wie die Konsolidierung bzw. die Zusammensetzung der Finanzgruppe zu bestim-
men sind. Wir könnten uns vorstellen, dass unter Art. 14 LiqV ein Querverweis auf die 
Bestimmungen in den Eigenmittel- und Risikoverteilungsvorschriften (Art. 7 ff. ERV) 
vorgenommen wird, womit unter den Liquiditätsvorschriften in erster Linie die gleichen 
Vorgaben zur Anwendung kommen wie unter den Eigenmittel- und Risikoverteilungs-
vorschriften. In zweiter Linie kommen danach die unter Art. 14 Abs. 3 LiqV erwähnten 
Bestimmungen zur Anwendung, welche in den Ausführungs-bestimmungen (FINMA-RS 
13/6) näher umschrieben werden. 

 
Des Weiteren erachten wir die in Rz 107 bzw. 108 erwähnten Grenzwerte  als zu tief. 
Bei einer konsolidierten Bilanzsumme von CHF 200 Milliarden entspricht die definierte 
Obergrenze von CHF 20 Millionen lediglich 0.01 Prozent der Bilanzsumme. Die We-
sentlichkeitsgrenze ist demgemäss zu tief angesetzt und auf mindestens CHF 200 Mil-
lionen anzuheben. Ferner sehen wir den Verweis auf das FINMA-RS 08/02 „Rech-
nungslegung Banken“ kritisch, insbesondere da sich unter den relevanten 
Tochtergesellschaften und Beteiligungen der Banken durchaus auch branchenfremde 
Gesellschaften mit anderen Rechnungslegungsvorschriften befinden können. 

 

Rz 116: Präzisierung zur LCR-Anforderung 
Es erscheint uns unmöglich vorauszusagen, in welcher Frist die LCR- Anforderungen 
mit Sicherheit wieder eingehalten werden können. Wir beantragen folglich die Formu-
lierung wie folgt zu präzisieren: „…die LCR-Anforderung voraussichtlich wieder…“. 

  



 

9Rz 120 ff: Kriterien zur Definition von HQLA 
Das Rundschreiben lässt offen, inwiefern alle oder nur einzelne Kriterien (Rz 121-127) 
bei der Definition von HQLA zu berücksichtigen sind. Im Gegensatz hierzu sagt der 
Erläuterungsbericht zum Rundschreiben, dass nicht alle Kriterien kumulativ erfüllt sein 
müssen. Wir schlagen vor, dies im Rundschreiben klarzustellen. 

Hinsichtlich der Aktiva, welche gemäss lit. d an einer von der FINMA bewilligten 
schweizerischen oder ausländischen Börse kotiert sein müssen, wäre eine verbindliche 
Liste aller anerkannten Börsen, abgestimmt auf die ausländischen Regulatorien, wün-
schenswert. 

Des Weiteren erachten wir die Errichtung eines Zentralregisters (z.B. SIX oder SNB) 
für die Kategorisierung von HQLA als notwendig. 

 

Rz 128: Anrechnung von im Ausland emittierten HQLA 
Das Rundschreiben besagt, dass im Ausland emittierte HQLA nur dann anrechenbar 
sind, wenn sie alle Eigenschaften nach Rz 120-127 erfüllen und sie darüber hinaus von 
der jeweiligen ausländischen Aufsichtsbehörde als HQLA anerkannt sind. Dies geht 
weit über den Basler Originaltext hinaus und bringt diverse Problemstellungen mit sich. 
So ist es rein technisch nahezu unmöglich, „alle“ Eigenschaften zu überprüfen und zu-
sätzlich auch noch zu prüfen, ob sie als HQLA von der ausländischen Aufsichts-
behörde anerkannt sind. Der Umstand, dass der HQLA Pool zwar verkleinert, jedoch 
bei breiteren HQLA Definitionen von ausländischen Aufsichtsbehörden nicht als zusätz-
liche HQLA qualifiziert wird, ist aufzuheben. Da im Schweizer Markt HQLA an sich nur 
limitiert vorhanden sind, ist der Text in dieser Form nicht zielführend und benachteiligt 
die Schweizer Banken. Wir beantragen in der Folge, den Begriff "alle" unter Randziffer 
128 zu streichen und auf den Passus, dass ausländische HQLA von der ausländischen 
Aufsichtsbehörde anerkannt werden müssen, zu verzichten. 

 

Rz 132: Delegation von operativen Fähigkeiten 
Wir sind der Ansicht, dass die Delegation der operativen Fähigkeit an eine spezialisier-
te Einheit ausserhalb der für die Liquiditätssteuerung zuständigen Funktionseinheit 
möglich sein sollte, solange die Weisungsbefugnis nicht übertragen wird. 

 
Rz 140: Gesetzliche Vorschriften zur Haltung von HQLA 
Wir gehen davon aus, dass es in einigen Ländern gesetzliche Vorschriften zur Haltung 
von HQLA geben wird. Wir schlagen deshalb vor, die vorliegende Regelung dahin-
gehend zu präzisieren, dass nur diejenigen HQLA aus dem Bestand ausgeschlossen 
werden müssen, welche gesetzlichen Vorschriften der Schweiz zur Haltung dieser 
HQLA unterliegen.  

 
  



 

10Rz 145: Vorgaben für die Diversifikation von Aktiva der Kat. 2 
Die Vorgabe, den Bestand an Aktiva der Kategorie 2 in Bezug auf Vermögenswerte-, 
Emissions- und Emittententyp sowie Laufzeiten zu diversifizieren, sehen wir als zu am-
bitiös. Kleinere und mittlere Banken werden aufgrund ihrer Grösse bei der gewählten 
Formulierung von Rz 145 somit kaum in der Lage sein, Bestände in Aktiva der Katego-
rie 2 halten zu können, da eine angemessene Diversifikation im Sinne der gewählten 
Formulierung wohl erst ab rund zehn verschiedenen Einzeltiteln möglich ist. Wir geben 
zu bedenken, dass hinsichtlich Risikokonzentration bereits die Vorgaben zur Risikover-
teilung greifen. Eine Diversifikation bezüglich Laufzeiten erachten wir ferner als nicht 
notwendig, da durch die Anerkennung als HQLA der Kategorie 2 eine jederzeitige Ver-
äusserung grundsätzlich Voraussetzung ist. 

 

Rz 157 ff: „besonders sicheres Einlagensicherungssystem“ 
Wir beantragen, die Begrifflichkeit des besonders sicheren Einlagensicherungssystems 
klar zu definieren und insbesondere mit der Schweizer Einlagensicherung (esisuisse) 
zu harmonisieren. Diesbezüglich schlagen wir folgende Formulierung vor: „Besonders 
sichere Einlagensicherungen sind solche, welche einen gleichwertigen Schutz wie die 
Schweizer Einlagensicherung bieten, oder folgende Bedingungen erfüllen…“. 

 

Rz 168: Verkauf von Kassenobligationen an juristische Personen 

Uns ist aufgefallen, dass nur Kassenobligationen, die an Privatkunden verkauft wur-
den, geregelt sind (Rz 168). Eine Vorgabe für Kassenobligationen, die an juristische 
Personen verkauft wurden, was in der Praxis durchaus vorkommen kann, fehlt jedoch. 
Zudem ist uns unklar, wie sichergestellt werden kann, dass solche Produkte nicht von 
anderen Parteien gekauft und insbesondere gehalten werden können, da es sich oft-
mals um übertragbare Inhaber-Wertpapiere handelt.  

 

Rz 185 ff.: Internes Modell zur Berechnung des Anteils operativer Einlagen 
Wir erachten die Bestimmung, wonach die Banken ein internes Modell zur Berechnung 
des Anteils der als operativ geltenden Einlagen entwickeln und der FINMA zur Geneh-
migung vorlegen müssen (Rz 185 ff.), als zu weitgehend. Eine Vereinfachung für klei-
nere und mittlere Banken ist wünschenswert. Diesbezüglich sollte anstelle bezie-
hungsweise zusätzlich zu einem internen Modell auch eine systematische Methode zur 
Identifizierung solcher Einlagen möglich sein. Wir verweisen diesbezüglich auf den im 
Kreis der Nationalen Arbeitsgruppe eingereichten Vorschlag, welcher aus Zeitgründen 
nicht mehr in die Vernehmlassungsdokumente einfliessen konnte. 

 

Rz 198: Einlagen anderer juristischer Personen 
Stiftungen werden in der Anhörungsvorlage nicht namentlich erwähnt und fallen des-
halb unter die Kategorie „Einlagen aller anderen juristischen Personen“ (Rz 198). Da-
bei kommt, wie bei Pensionskassen (Rz 199), generell eine Abflussrate von 100% zur 
Anwendung (Ziffer 7.1.6 Anhang 2 LiqV). Analog zu den Pensionskassen (vgl. Rz 199) 



 

11entbehrt dies einer überzeugenden Grundlage und berücksichtigt das im internationa-
len Vergleich einzigartige schweizerische System nicht. 

Des Weiteren sollten nur diejenigen Treuhandfirmen explizit unter diese Regelung fal-
len, welche einen Vermögensverwaltungsvertrag mit Vollmacht zur Verschiebung der 
Einlagen auf eine andere Bank haben, ohne speziellen Auftrag des Kunden. 

Ferner sind Einlagen, bei welchen die Bank nur Agent ist, aber diese in der Bilanz auf-
führt (Unit-linked Business), generell auszunehmen. 

 

Rz 201: „Look Through“- Ansatz bei Trust-Strukturen 
Die Formulierung „…eines Trusts eine genau individualisierbare natürliche Person…“ 
erscheint uns zu eng. Wir schlagen folgende Formulierung vor: „…eine oder mehrere 
natürliche Personen, welche wirtschaftlich verbunden sind…“. Unseres Erachtens wäre 
hier ein „Look Through“- Ansatz gerechtfertigt: Handelt es sich bei der begünstigten 
Person um eine oder mehrere wirtschaftlich verknüpfte natürliche Personen, so kommt 
eine Abflussrate von 10 bzw. 25% zur Anwendung, bei den übrigen Trust-Strukturen 
hingegen 40%. 

 

Rz 221: Definition „andere Transaktionen“ 
Wir bitten um eine Definition der Begrifflichkeit „andere Transaktionen“. Wir gehen da-
von aus, dass dies nur für derivatähnliche Strukturen gilt, nicht aber beispielsweise für 
besicherte Refinanzierungen wie Repo, SLB, etc., deren Substitutionsmöglichkeiten 
speziell geregelt sind. 

 

Rz 250 ff.: Anrechnung zusätzlicher Fremdwährungs- und Kategorie 2 HQLA 
Banken dürfen die Anrechnung zusätzlicher Fremdwährungs-HQLA und die An-
rechnung zusätzlicher HQLA der Kategorie 2 zur Deckung des Nettomittelabflusses in 
Schweizer Franken nicht gleichzeitig anwenden. Diese Bestimmung ist zu restriktiv, 
weshalb wir deren Aufhebung beantragen. 

Rz 251 hält fest: "Die Anrechnung zusätzlicher HQLA der Kategorie 2 in Schweizer 
Franken ist auf Banken beschränkt, die aufgrund ihres Geschäftsmodells inland-
orientiert sind und Verbindlichkeiten in allen Fremdwährungen von weniger als 5 Pro-
zent der Gesamtverbindlichkeiten eingehen oder über keinen angemessenen Prozess 
zur Messung, Steuerung und Kontrolle von Fremdwährungsrisiken verfügen." 

Das kann dahingehend verstanden werden, als dass eine Bank zwingend über alle 
Währungen zusammen weniger als 5% der Gesamtverbindlichkeiten eingehen darf. 
Das ist unseres Erachtens aber nicht die Meinung, sondern pro Währung darf nicht 
mehr als 5% der Gesamtverbindlichkeiten vorhanden sein. Ansonsten wäre diese Vor-
gabe unseres Erachtens zu restriktiv. 

Weiter sollten hinsichtlich besserer Flexibilität die Währungsauswahl der Diversifikation 
der SNB angepasst und weitere Währungen zur Anrechnung von Fremdwährungs-
HQLA zur Deckung des Nettomittelabflusses in Schweizer Franken zugelassen wer-
den.  



 

12Rz 252 (neu): Ausnahmeregelung für anerkannte Girozentralen 
Die Girozentralen übernehmen Aufgaben für die Sicherstellung der Liquidität der ange-
schlossenen Banken, welche durch die neuen Liquiditätsanforderungen zukünftig nicht 
mehr erfüllt werden könnten. Es handelt sich dabei insbesondere um die Bereitstellung 
des SNB-Anschlusses, die Bereitstellung eines Marktzuganges um hochliquide Aktiva 
zu handeln, die Bewirtschaftung von hoch liquiden Anlageportfolios (Risikodiversifikati-
on, Risikoabsicherung, Kostenbündelung), die Bereitstellung operativer Prozesse für 
die Liquiditätsverwaltung und auch die Bereitstellung von kurzfristiger Liquidität (Repo 
Zugang).  

Wir beantragen alsdann, das FINMA-Rundschreiben durch folgende neue Rz 252 zu 
ergänzen: 

„Die Randziffern 250 und 251 sind für von der FINMA anerkannte Girozentralen für An-
lagen ihrer Mitgliedsbanken nicht anwendbar.“  

 

Rz 258: Zusätzlicher Abschlag für Fremdwährungsrisiken 
Unseres Erachtens ist ein Abschlag in der Höhe von 8% zu hoch. Da die Bank bereits 
selbst eine Wechselkurs-Fluktuation einplant, sollte ein Abschlag von 3% ausreichen. 

 

Rz 260: Fremdwährungs-HQLA-Obergrenze  
Die Obergrenze von 40% für anrechenbare Fremdwährungs-HQLA erachten wir als zu 
tief, sie sollte in der Folge auf z.B. 60% angehoben werden. 

 

Rz 264: Ausnahmeregelung für zusätzliche Aktive der Kat. 2 
Wir erachten die Vorgabe von Rz 264 bezüglich Konzentrations-, Preis- und Monetisie-
rungsrisiken als zu restriktiv. Dies könnte, analog zu Rz 145, dazu führen, dass kleine-
re und mittlere Banken von der Option, über die Obergrenze von 40% hinaus HQLA der 
Kategorie 2 in Schweizer Franken zu halten, letztlich gar nicht profitieren können. 

 
*** 

 
Wir bedanken uns für die wohlwollende Prüfung unserer Kommentare und Anliegen. 
Für allfällige Rückfragen oder eine vertiefte Erörterung unserer Stellungnahme stehen 
wir Ihnen selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung.  
 
 
Freundliche Grüsse 
Schweizerische Bankiervereinigung 
 
 
 
Renate Schwob           Markus Staub 
 
 
Beilage: Redaktionelle Kommentare 



















 

 

Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA 
Tim Genovese-Frech 
Einsteinstrasse 2 
3003 Bern 
 
Per Email: tim.genovese-frech@finma.ch 
 
 
Zürich, 28. März 2014 
 
 
Betreff: Stellungnahme zur Anhörung Totalrevision des Rundschreibens „Liquidität Banken“ 

 

Sehr geehrter Herr Genovese-Frech  

Für die Zustellung der Unterlagen zur Totalrevision des Rundschreibens „Liquidität Banken“ und die 
Gelegenheit zur Stellungnahme danken wir bestens. 
 
Die Fachkommission Bankenprüfung der TREUHAND-KAMMER hat sich intensiv mit dem Entwurf des 
Rundschreibens befasst. In der Beilage überlassen wir Ihnen unsere Kommentare und Anregungen. 
 
Wir möchten darauf hinweisen, dass nach unseren Informationen Anfang Mai die neuen 
Rechnungslegungsvorschriften publiziert werden, die auf freiwilliger Basis bereits für das Geschäftsjahr 
2014 angewendet werden können und zwingend auf den Abschluss per 31. Dezember 2015 einzuhalten 
sind. Im Rundschreiben wird auf die derzeit gültigen Rechnungslegungsvorschriften (Rundschreiben 
2008/2) verwiesen. Wir regen an im Rundschreiben bereits auf die neuen Rechnungslegungsvorschriften 
zu verweisen und in einem bis zum 30. Dezember 2015 gültigen Anhang die entsprechenden 
Regelungen mit Bezug auf die aktuell gültigen Rechnungslegungsvorschriften auszuführen. 
 
Für Fragen steht Ihnen Herr Rolf Walker gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
TREUHAND-KAMMER 

   
Dr. Thorsten Kleibold  Rolf Walker 
Mitglied der Geschäftsleitung Präsident der Fachkommission Bankenprüfung 
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Rz neu FINMA-RS 2013/6 Änderungsvorschläge Begründung / Bemerkungen / Hinweise 
 II. Qualitative Anforderungen an das 

Liquditätsmanagement 
   

6 In allen Fällen muss sichergestellt sein, dass 
hinsichtlich der freien Übertragung finanzieller 
Mittel und Sicherheiten keine Beschränkungen 
vorliegen. 

(3) In beiden Fällen muss sichergestellt sein, dass 
hinsichtlich der freien Übertragung finanzieller 
Mittel und Sicherheiten keine Beschränkungen 
vorliegen. 

In allen Fällen muss die Bank oder die 
ausländische Niederlassung 
nachweisen sichergestellt sein, dass hinsichtlich 
der freien Übertragung finanzieller Mittel und 
Sicherheiten keine Beschränkungen vorliegen. 

Die Prüfung der freien Übertragbarkeit bei Aus-
landsbanken in der Schweiz ist in der Praxis nicht 
möglich. In Krisenfällen hat der ausländische 
Regulator in der Regel die Möglichkeit ad-hoc 
Beschränkungen anzuordnen, wie z.B. im Fall 
Lehman, in der Zypernkrise etc. 

7 Der Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung 
einer Gruppengesellschaft oder diejenigen 
einer zentralen Organisation angeschlossenen 
Bank sind dafür verantwortlich, dass die 
Muttergesellschaft bzw. die zentrale 
Organisation die Anforderungen an das 
qualitative Liquiditätsrisikomanagement für 
die Gruppengesellschaft oder an dasjenige 
eines einer zentralen Organisation ange-
schlossenen Instituts wahrnimmt. 

(4) Der Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung 
einer Gruppengesellschaft oder diejenigen 
einer zentralen Organisation angeschlossenen 
Bank sind dafür verantwortlich, dass die 
Muttergesellschaft bzw. die zentrale 
Organisation die Anforderungen an das 
qualitative Liquiditätsrisikomanagement für die 
Gruppengesellschaft oder an dasjenige eines 
einer zentralen Organisation angeschlossenen 
Instituts wahrnimmt. 

 Dieselbe Verantwortlichkeit sollte auch für die 
Geschäftsleitung der ausländischen Nieder-
lassungen in der Schweiz gelten. Entsprechend 
sind diese Niederlassungen hier auch zu er-
wähnen. 

8 Die Anforderungen des zweiten Kapitels dieses 
Rundschreibens sind abhängig von der Grösse 
der Bank sowie Art, Umfang, Komplexität und 
Risikogehalt der Geschäftsaktivitäten 
umzusetzen. Öffnungsklauseln in den 
Randziffern des zweiten Kapitels weisen auf 
die verhältnismässige Anwendung hin, in dem 
kleine Banken von deren Umsetzung 
ausgenommen sind. 

(10) Die Anforderungen des zweiten Kapitels 
dieses Rundschreibens sind abhängig von der 
Grösse der Bank sowie Art, Umfang, Komplexität 
und Risikogehalt der Geschäftsaktivitäten 
umzusetzen. Öffnungsklauseln in den 
Randziffern des zweiten Kapitels weisen auf die 
verhältnismässige Anwendung hin, in dem kleine 
Banken von deren Umsetzung ausgenommen 
sind. 

Die Anforderungen des zweiten Kapitels dieses 
Rundschreibens sind abhängig von der Grösse 
der Bank sowie Art, Umfang, Komplexität und 
Risikogehalt der Geschäftsaktivitäten 
umzusetzen. Öffnungsklauseln in den 
Randziffern des zweiten Kapitels weisen auf die 
verhältnismässige Anwendung hin, in dem kleine 
Banken von deren Umsetzung ausgenommen 
sind. „Kleine Banken“ umfassen alle Kategorie-5-
Banken. Kategorie-4-Banken können unter 
diesen Begriff fallen  wenn die zusätzlichen 
Anforderungen in den jeweiligen Randziffern 
erfüllt sind. 

Der Begriff  „kleine Banken“ ist rechtsverbindlich 
im Rundschreiben festzulegen (vgl. auch Rz 118 
FINMA RS 08/21). Der Anhörungsbericht vom 
17.12.2012 sowie das darin genannte 
Aufsichtskonzept im FINMA-Jahresbericht 2011 
sind für die Beaufsichtigten nicht verbindlich. 
Zudem besteht die Gefahr einer konzeptionellen 
Verzettelung, wenn solch zentrale Begriffe nur in 
einem Anhörungsbericht definiert werden. 

29 Banken bestimmen die Ausgestaltung oder 
den Verzicht ihrer Umsetzung der Zuordnung 
der Liquiditätskosten auf die 
Geschäftsaktivitäten basierend auf dem 
Proportionalitätsprinzip (Rz 8). Der Entscheid 
ist nachvollziehbar zu begründen und zu 
dokumentieren. 

(19) Kleine Banken ohne substantielles 
Firmenkundengeschäft oder 
Kapitalmarktaktivitäten können auf eine 
Zuordnung des Liquiditätsrisikos auf die 
Geschäftsaktivitäten verzichten. Solche Banken 
haben dies nachvollziehbar zu begründen und zu 
dokumentieren. 

Banken bestimmen die Ausgestaltung oder den 
Verzicht ihrer Umsetzung der Zuordnung der 
Liquiditätskosten auf die Geschäftsaktivitäten 
basierend auf dem Proportionalitätsprinzip (Rz 
8). Der Entscheid ist nachvollziehbar zu 
begründen und zu dokumentieren. Kleine 
Banken ohne substantielles 
Firmenkundengeschäft oder 
Kapitalmarktaktivitäten können auf eine 
Zuordnung des Liquiditätsrisikos auf die 
Geschäftsaktivitäten verzichten. 

Im Erläuterungsbericht vom 17.01.2014 wird 
unter Kap. 2.1 festgehalten, dass kleine Banken 
nach wie vor auf eine Zuordnung des 
Liquiditätsrisikos auf die Geschäftsaktivitäten 
verzichten können. Die Rz 19 des FINMA-RS 
2013/6 ist im neuen Rundschreiben wieder 
aufzunehmen. 
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Rz Neue Bestimmungen, im vorangehenden RS nicht enthalten Änderungsvorschläge Begründung / Bemerkungen / Hinweise 
 III. Quantitative Anforderungen (Quote zur kurzfristigen Liquidität, LCR)   
neu n/a Neue Rz vor Rz 104: 

Der Konsolidierungskreis der in die LCR 
Berechnung auf Stufe Finanzgruppe 
einzubeziehenden Einheiten bestimmt sich 
grundsätzlich gemäss den 
Eigenmittelvorschriften [oder allenfalls den 
Rechnungslegungsvorschriften (je nach Absicht 
der FINMA)]. 

Es ist eindeutig zu regeln, wie der 
Konsolidierungskreis bestimmt wird, bevor 
anschliessend die Ausnahmen davon geregelt 
werden. 

105 Die LCR nach Art. 14 Abs. 2 Bst. a LiqV berechnet sich, indem alle LCR relevanten Positionen nach 
Art. 17b, 17c, 17d und Anhängen 2 und 4 LiqV in sämtlichen Währungen in Schweizer Franken 
umgerechnet, zu erfassen sind. Vorbehaltlich der Ausführungen in Art. 17e und Art. 17f LiqV sind 
zur Berechnung der LCR nach Art. 14 Abs. 1 Bst. a LiqV qualitativ hochwertige, liquide Aktive („high 
quality liquid assets“, HQLA) unabhängig von der  Währungszusammensetzung zulässig. 

 Konzeptionell gehört diese Rz nicht zum 
Anwendungsbereich. Wir schlagen vor, sie unter 
einem neuen Untertitel „B. LCR 
Berechnungsweise“ einzuordnen. 

106 Eine Tochtergesellschaft oder eine Beteiligung darf im Konsolidierungskreis bei der Berechnung 
der LCR unberücksichtigt bleiben, wenn die gemäss Rundschreiben 2008/2 - Rechnungslegung 
Banken berechnete Gesamtsumme des Totals der Aktiven zuzüglich Ausserbilanzgeschäften der 
Tochtergesellschaft oder Beteiligung unter dem niedrigeren der beiden folgenden Beträge liegt: 

 Der Unterschied zwischen Tochtergesellschaft 
und Beteiligung ist zu erklären. Insbesondere ist 
vor der Festlegung der Ausnahmen zu regeln, 
wie zu verfahren ist mit: 
- Mehrheitsbeteiligungen  
- Joint Ventures (z.B. 50% : 50%) 
- Minderheitsbeteiligungen (mit Beherrschung 

auf andere Weise, z.B. Beistandspflicht) 
- Minderheitsbeteiligungen (ohne 

Beherrschung auf andere Weise) 
- mit der Bank verbundene 

Zweckgesellschaften und  
Wertpapierfinanzierungsvehikel 

 
Der Bezug auf das FINMA-RS 2008/2 im 
Zusammenhang mit der Berechnung der 
Gesamtsumme ist unklar. Es ist ferner nicht klar 
definiert, ob es sich bei den Tochtergesell-
schaften um Banken handelt. 
 
Es ist ferner zu erklären wie die  
Ausserbilanzgeschäfte in der Berechnung zu 
berücksichtigen sind. Nach welcher 
Berechnungsweise sind insbesondere die 
Derivaten in der Berechnung zu erfassen? 
Ferner stellt sich die Frage, ob auch Treuhand-
Geschäfte und andere 
Eventualverbindlichkeiten, welche gemäss 
Rechnungslegungsvorschriften als 
Ausserbilanzgeschäfte gelten,  zu 
berücksichtigen sind? 
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Rz neu FINMA-RS 2013/6 Änderungsvorschläge Begründung / Bemerkungen / Hinweise 
107 a. 20 Millionen Schweizer Franken;   
108 b. 1 Prozent der gemäss Rundschreiben 2008/2 „Rechnungslegung Banken“ berechnete 

Gesamtsumme des Totals der Aktiven zuzüglich Ausserbilanzgeschäften des Mutterunternehmens 
oder des Unternehmens, das die Beteiligung hält. 

 Siehe Kommentar unter Rz 106 

118 Untermonatige Meldungen der LCR werden basierend auf einer Risikoeinschätzung durch die 
FINMA festgelegt. Tägliche oder wöchentliche LCR-Meldungen müssen der FINMA erlauben, eine 
angemessen fundierte Einschätzung der Liquiditätslage vorzunehmen. Untermonatige Meldungen 
sind in der Regel am auf den Stichtag folgenden Tag einzureichen. 

 Diese Rz steht im Widerspruch zu den 
Ausführungen des Erläuterungsberichts (Seite 
21) zu Art 17g LiqV, in denen beschrieben wird, 
dass der Liquiditätsnachweis zwar bis zum 15. 
Kalendertag des Folgemonats zu erstellen ist, 
dass jedoch anerkannt wird, dass die für den 
Liquiditätsausweis benötigten Daten nicht 
unmittelbar nach Monatsende zur Verfügung 
stehen und dass es eine gewisse Zeit braucht, bis 
die Daten in angemessener Form vorliegen. Es 
ist deshalb wenig realistisch, einen vollständigen 
Liquiditätsausweis auf täglicher Basis 
einzuverlangen, wenn eine Bank erst in 
Krisenzeiten mit der Umsetzung beginnt. Falls 
eine Bank jederzeit in der Lage sein muss, eine 
LCR-Meldung resp. einen vollständigen 
Liquiditätsausweis auf täglicher Basis zu 
erstellen, wäre dies nach unserer Auffassung in 
der LiqV zu regeln (im Sinne eines Bestandteils 
eines  ordnungsgemässen 
Liquiditätsrisikomanagements) 
 
Falls es sich bei den genannten LCR-Meldungen 
nicht um den Liquiditätsnachweis handeln sollte, 
ist der Umfang eines solchen LCR-Reportings zu 
definieren, damit die Banken geeignete 
Vorbereitungsmassnahmen treffen können. 

120 Die Bank berücksichtigt bei der Auswahl der HQLA neben der Beschränkung auf Aktiva der 
Kategorie 1 und 2 nach Art. 17b und Art. 17c LiqV folgende Faktoren, die einen Einfluss darauf 
haben, ob an einem Markt zuverlässig Liquidität beschafft werden kann: 

Die Bank berücksichtigt bei der Auswahl der In- 
und ausländischen HQLA sind neben der 
Beschränkung auf Aktiva der Kategorie 1 und 2 
nach Art. 17b und Art. 17c LiqV nur dann 
anrechenbar, falls die folgenden Faktoren, die 
einen Einfluss darauf haben, ob an einem Markt 
zuverlässig Liquidität beschafft werden kann, 
durch die Banken nachweislich kumulativ 
erfüllt sind: 

Wir gehen davon aus, dass sämtliche dieser 
Anforderungen für in- und ausländische HQLA 
zusätzlich zu den Kriterien gemäss Art. 17b und 
17c LiqV zu erfüllen sind. Dies sollte präzisiert 
werden, da der erste Satz von Rz 128 zu einem 
Umkehrschluss führen könnte, dass 
ausschliesslich für ausländische HQLA alle 
Anforderungen zu erfüllen sind. 

124 d. Sie sind an einer schweizerischen Börse, die von der FINMA bewilligt ist oder an einer 
ausländischen Börse, die aufsichtsrechtlichen und rechtlichen Anforderungen untersteht, die 
denen der Schweiz gleichwertig sind, kotiert; 

 Es ist klarzustellen, ob alle HQLA an einer Börse 
kotiert sein müssen. Ist dies der Fall, könnten 
bestimmte nicht kotierte Staatsanleihen nicht 
zum Bestand an HQLA gezählt werden können.  

126 f. Aktiva, welche die SNB für besicherte Finanzierungsgeschäfte zulässt, gelten als HQLA, sofern sie  Es ist klarzustellen, ob alle HQLA von der SNB 
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Rz neu FINMA-RS 2013/6 Änderungsvorschläge Begründung / Bemerkungen / Hinweise 
die Anforderungen hierfür erfüllen; und zugelassen sein müssen entsprechend der 

veröffentlichen Liste 
(http://www.snb.ch/en/ifor/finmkt/ 
operat/snbgc/id/finmkt repos baskets). Ist dies 
der Fall, dann ist der Bestand an HQLA extrem 
limitiert, insbesondere für Grossbanken. 

127 g. Der Wert der HQLA darf durch den Eintritt der Szenarioannahmen grundsätzlich nicht negativ 
beeinflusst werden (Korrelationsrisiko). 

 Grundsätzlich führt die Konzentration in Level 1 
Papieren zu einem erhöhten Korrelationsrisiko. 

128 Im Ausland emittierte HQLA sind nur dann anrechenbar, wenn sie alle Eigenschaften nach Rz 120–
127 erfüllen und sie darüber hinaus von der jeweiligen ausländischen Aufsichtsbehörde als HQLA 
anerkannt sind. 

. Es ist klarzustellen, wie zu verfahren ist, wenn 
die ausländische Aufsichtsbehörden noch keine 
finale LCR Regulierung veröffentlicht haben. 
Des Weiteren ist klarzustellen, ob lediglich die 
Anerkennung als HQLA bei der ausländischen 
Aufsichtsbehörde zu überprüfen ist oder auch ob 
das HQLA Level kongruent ist. 
 
Ferner stellt sich die Frage, wo die notwendigen 
Informationen (welche HQLA werden von 
ausländischen Aufsichtsbehörden anerkannt) 
zuverlässig ermittelt werden können. 

135 e. Eine Bank prüft, ob für HQLA, die von ausländischen Einheiten gehalten werden, 
Transferbeschränkungen aus regulatorischen, rechtlichen, steuerlichen, buchhalterischen oder 
anderen Gründen bestehen. HQLA, die von ausländischen Einheiten gehalten werden, dürfen nicht 
zum Bestand auf konsolidierten Stufe gezählt werden wenn: 

 Siehe Kommentar zu Rz 6. Ad-hoc 
Beschränkungen im Stressfall sind nicht 
voraussehbar und sollten ausgeschlossen 
werden. 

140 ii. falls gesetzliche Vorschriften zur Haltung dieser HQLA bestehen.  Es ist klarzustellen, ob in diesem Fall die 
zugehörigen Nettomittelabflüsse weiterhin 
komplett berücksichtigt werden müssen. 
Des Weiteren ist klarzustellen, ob unter 
gesetzliche Vorschriften auch die lokalen 
Anforderungen zur Einhaltung der LCR fallen. 

145 Der Bestand an Aktiva der Kategorie 2 gemäss Art. 17c LiqV ist angemessen in Bezug auf 
Vermögenswert-, Emissions- und Emittententyp sowie Laufzeiten zu diversifizieren und die 
Angemessenheit der Diversifikation regelmässig zu überprüfen. 

 
 
 

Die Begriffe Vermögenswert-, Emissions- und 
Emittententyp sind zu definieren. 
Es ist nicht klar, welche Kriterien bei der 
Diversifikation zu beachten sind. Dies gilt 
insbesondere für den Emissions- und 
Emittententyp. Insbesondere ist auch 
festzuhalten, wann eine Diversifikation als 
angemessen zu qualifizieren ist. 

146 Die Glattstellung bewirkt, dass der Bestand an Aktiva der Kategorie 1 und 2 nach Ablauf des 
besicherten Finanzierungsgeschäfts massgebend ist. Folglich führen solche Geschäfte für die 
Berechnung der LCR zu keinen Veränderungen im Bestand an HQLA und den Nettomittelabflüssen 
von Barmitteln. 

Mit der Glattstellung nach Art. 17 LiqV ist nur 
jener Bestand an HQLA massgeblich, welcher 
sich nach Fälligkeit dieser Geschäfte ergibt. 
 
Die Glattstellung bewirkt, …  
 

Vervollständigung der Definition: Wesentlich ist 
die Betrachtung nach Fälligkeit dieser Geschäfte. 
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Rz neu FINMA-RS 2013/6 Änderungsvorschläge Begründung / Bemerkungen / Hinweise 
151 Einlagen von Privatkunden schliessen für die Zwecke der LCR Sichteinlagen und innert 30 

Kalendertagen fällige Termineinlagen ein. 
Einlagen von Privatkunden schliessen umfassen 
alle Sicht- und Termineinlagen mit einer 
Restlaufzeit oder Kündigungsfrist von bis zu 30 
Kalendertagen. für die Zwecke der LCR 
Sichteinlagen und innert 30 Kalendertagen 
fällige Termineinlagen ein. 

Übernahme der Formulierung in Anhang 2 der 
LiqV (Pos. 1.1) zur Wahrung der Konsistenz. 

154 a. Bestandteil einer etablierten Geschäftsbeziehungen sind, so dass ein Rückzug der Einlagen 
höchst unwahrscheinlich ist, oder 

 Was versteht man unter einer „etablierten“ 
Geschäftsbeziehung? Wie unterscheidet sich 
eine etablierte Geschäftsbeziehung von den 
übrigen Geschäftsbeziehungen? Der Begriff 
„etablierte Geschäftsbeziehung“ sollte definiert 
werden. 

156 Zahlungsverkehrskonten sind Konten, bei denen es regelmässig zu Transaktionen mit gleichem 
Zahlungsgrund und gleicher Gegenpartei kommt. 

 Es sollte klargestellt werden, ob 
Zahlungsverkehrskonten der Definition von 
Transaktionskonten gemäss Erläuterungen zur 
Ausführlichen Monatsbilanz (MONA) 
entsprechen. 

168 Kassenobligationen und andere Schuldverschreibungen können als Einlagen von Privatkunden 
behandelt werden, wenn diese ausschliesslich an Privatkunden verkauft wurden und in 
Privatkundendepots gehalten werden, wobei sichergestellt sein muss, dass diese nicht von 
anderen Parteien als Privatkunden gekauft und gehalten werden können. 

 Es sollte ergänzt werden, wie 
Kassenobligationen behandelt werden müssen, 
die die entsprechenden Kriterien nicht erfüllen 
(z.B. physische Kassenobligationen oder in 
Depots anderer Banken liegend). 

169 Von Geschäfts- oder Grosskunden bereitgestellte Finanzmittel sind Einlagen von juristischen 
Personen. 

Von Geschäfts- oder Grosskunden 
bereitgestellte Finanzmittel sind Einlagen von 
juristischen Personen (inkl. Trusts und 
Stiftungen). 

Trusts und Stiftungen sind rechtlich weder 
natürliche noch juristische Personen sondern 
„verselbständigte Vermögen“. Da gemäss Abs. 
2.6.3 Erläuterungsbericht die Absicht besteht, 
die Trusts den juristischen Personen 
zuzurechnen, ist eine entsprechende 
Präzisierung angezeigt. Nebst dem im 
internationalen Recht üblichen „Trust“ sollte die 
im Schweizer Recht vorgesehene „Stiftung“ als 
Vehikel für verselbständigte Vermögen ebenfalls 
genannt werden. 

173 Kleinunternehmen sind juristische Personen des Nicht-Finanzsektors mit einem Kreditvolumen, 
gegebenenfalls auf konsolidierter Ebene, und einer Gesamthöhe der Einlagen, gegebenenfalls auf 
konsolidierter Ebene, von weniger als 1.5 Mio. Schweizer Franken Kreditvolumen und Gesamthöhe 
der Einlagen sind separat zu betrachten und eine Verrechnung ist ausgeschlossen. Konsolidierte 
Ebene bedeutet, dass ein Verbund von Kleinunternehmen als ein einziger Gläubiger bzw. 
Schuldner anzusehen ist. Die bereitgestellten Mittel müssen von der Bank wie Einlagen von 
Privatkunden geführt werden und sie müssen ähnliche Merkmale wie Einlagen von Privatkunden 
aufweisen. 

  
 
 
 

Der Begriff „Verbund von Kleinunternehmen“ 
sollte definiert werden. Sind damit „verbundene 
Gegenparteien“ im Sinne der Risikoverteilungs-
vorschriften gemeint?  
Die Bedeutung des letzten Satzes ist nicht 
vollständig klar. Eine beispielhafte Aufzählung 
könnte hilfreich sein. 

176 i. Clearing-Beziehungen bezeichnen ein Dienstleistungsangebot, mittels welchem Kunden Geld 
oder Wertpapiere indirekt über Direktteilnehmer von inländischen Abwicklungssystemen an die 
Endempfänger übertragen können; 

 Eine Erläuterung des Sachverhalts (z.B. im 
Anhörungsbericht) wäre für das Verständnis 
dieser Regelung hilfreich.  
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179 b. diese im Rahmen einer etablierten Geschäftsbeziehung erbracht werden müssen, von der der 

Einleger in wesentlichem Masse abhängig ist; 
 Der Begriff „Etablierte Geschäftsbeziehung“ 

sollte definiert werden. 
183 f. die Einlagen in speziell gekennzeichneten Konten gehalten und so verzinst werden, dass sie dem 

Kunden keinen ökonomischen Anreiz bieten, überschüssige Einlagen auf diesen Konten zu halten. 
 Es ist zu definieren,  welche Vorausserzungen 

„speziell gekennzeichnete“ Konten erfüllen 
müssen (z.B. genügen Kontokorrentkonten der 
speziellen Kennzeichnungspflicht?). 

200 b. Ein Begünstigter ist eine juristische Person, die aufgrund eines Testaments, einer Ver-
sicherungspolice, eines Vorsorgeplans, einer Annuität, eines Trusts, ausgenommen Trusts nach Rz 
201, oder eines sonstigen Vertrags eine Zuwendung erhält oder Anspruch darauf erhalten kann. 

… eines Trusts bzw. einer Stiftung… Nebst dem im internationalen Recht üblichen 
„Trust“ sollte die im Schweizer Recht 
vorgesehene „Stiftung“ als Vehikel für 
verselbständigte Vermögen ebenfalls genannt 
werden. 

201 Die Behandlung von Trust-Strukturen als „Einlagen anderer juristischer Personen“ oder als 
„Einlagen von Nicht-Finanzinstituten“ richtet sich nach dem Begünstigtenkreis. Ist der Begünstigte 
eines Trusts eine genau individualisierbare, natürliche Person, dürfen die Einlagen dieses Trust-
Konstrukts als „Einlagen von Nicht-Finanzinstituten“ erfasst werden. Die Einlagen aller übrigen 
Trust-Strukturen, insbesondere derjenigen mit dem Zweck kollektive Vermögensanlagen zu 
tätigen, gelten als „Einlagen aller anderer juristischen Personen“. 

 
… von Trust- bzw Stiftungsstrukturen… 

Es ist zu definieren, ob „eine genau 
individualisierbare, natürliche Person“ auch 
mehrere natürliche Personen umfassen kann. 
 

203 „Verbundene Gesellschaften“ nach Rz 202 sind analog RS 2008/2 „Rechnungslegung Banken“ (Rz 
249) Gesellschaften, die nicht Teil des von der Bank gebildeten Konzerns sind, aber durch eine in 
der Konzernstruktur über der Bank stehende Gesellschaft unter einheitlicher Leitung 
zusammengefasst werden. 

 Hier ist mutmasslich der Verweis  auf Rz 250 des 
RS 2008/2 gemeint. 
 
Die Definition weicht dementsprechend gewollt 
von jener gemäss Art. 17b Abs. 2 Bst. b. und 17c 
Abs. 1 Bst. c. LiqV ab. 

205 Der Nettomittelabfluss aus Derivaten und anderen Transaktionen berechnet sich aus den 
erwarteten vertraglichen Mittelzu- und -abflüssen entsprechend den Vorgaben des Rund-
schreibens 2008/2 „Rechnungslegung Banken“. Hierbei gilt: 

 Die Vorgabe sollte allgemeiner formuliert 
werden, da nicht alle Gruppenabschlüsse 
gemäss den Rechnungslegungsvorschriften des 
RS 2008/2 erstellt werden. Zudem besagt, Rz. 
279 unten, dass die Berechnung des 
Nettomittelab- oder- zuflusses aus Derivaten 
entsprechend Rz. 205-209 und 247 erfolgt und 
dementsprechend nicht gemäss RS 2008/2. 
Zudem schränkt Anhang 2 der LiqV die 
Abflussrate für den Nettobmittelabfluss auf 
Derivate ein während hier auch von „anderen 
Transaktionen“ die Rede ist.  

209 d. Sind Derivate und andere Transaktionen mit HQLA besichert, dann sind die Mittelabflüsse um 
entsprechende Barmittel- oder Sicherheitenzuflüsse bereinigt zu berechnen, die sich bei sonst 
unveränderten Bedingungen aus vertraglichen Verpflichtungen ergäben, der Bank Barmittel oder 
Sicherheiten zu liefern. Dabei muss die Bank jedoch rechtlich befugt und operativ in der Lage sein, 
die Sicherheiten für neue Mittelaufnahmen einzusetzen, sobald sie sie erhalten hat. Weiter gilt es 
zu beachten, dass der Zufluss und die Aktiva nicht doppelt erfasst werden dürfen. 

 Es sollte klargestellt werden welche Definition 
von HQLA gilt (inklusive oder exklusive der 
operationellen Anforderungen). 

210 Ist die Bank vertraglich verpflichtet bei Finanzierungsgeschäften, Derivaten und anderen 
Transaktionen im Fall einer Rating-Herabstufung ihres langfristigen Ratings bis einschliesslich  
3 Stufen zusätzliche Sicherheiten zu hinterlegen, dann hat die Bank den Gesamtbetrag dieser 

 Es ist zu definieren, was „3 Stufen“ sind, damit 
eine einheitliche Praxis entsteht. Allenfalls wäre 
es zielführend, sich auf die Ratingklassen gemäss 



Beilage zum Brief der Treuhand-Kammer vom 28. März 2014: Anhörung Totalrevidiertes FINMA-RS 2015/xx Liquidität Banken 

7 
 

Rz neu FINMA-RS 2013/6 Änderungsvorschläge Begründung / Bemerkungen / Hinweise 
Sicherheiten als Liquiditätsabfluss zu erfassen (Abflussrate 100 Prozent). ERV zu beziehen, z.B. die Herabstufung um 2 

Ratingklassen. 
211 Kann die Gegenpartei anstatt der Hinterlegung zusätzlicher Sicherheiten bei einer Rating-

Herabstufung ihres langfristigen Ratings bis einschliesslich 3 Stufen eine vorzeitige Tilgung der 
bestehenden Verbindlichkeiten oder die Beanspruchung einer Eventualverbindlichkeit verlangen, 
gilt Rz 210 analog (Abflussrate 100 Prozent). 

 Verweis auf Ausführungen unter Rz 210. 

212 Ist die Hinterlegung zusätzlicher Sicherheiten, die vorzeitige Tilgung der bestehenden Ver-
bindlichkeiten oder die Beanspruchung einer Eventualverbindlichkeit an das kurzfristige Rating der 
Bank gekoppelt, ist anzunehmen, dass sie beim entsprechenden langfristigen Rating gemäss 
publizierter Konkordanztabelle ausgelöst werden. 

 Auf welche publizierte Konkordanztabelle 
verweist die FINMA in dieser Rz? Es ist 
klarzustellen, ob es sich um die 
Konkordanztabellen gemäss ERV handelt oder 
ob aus Liquiditätssicht separate Tabellen 
erarbeitet werden. 

214 Hält die Bank überschüssige, nicht abgesonderte Sicherheiten, die von der Gegenpartei vertraglich 
jederzeit zurückgerufen werden können, dann hat die Bank den Gesamtbetrag dieser Sicherheiten 
als Liquiditätsabfluss zu erfassen (Abflussrate 100 Prozent). 

 Gemäss LiqV Anhang 2 sind die Abflussraten nur 
für Derivativgeschäfte anwendbar. Rz 214 lässt 
den Anwendungsbereich allerdings offen. 
Insbesondere ist unklar, ob die Abflussraten 
auch für besicherte Finanzierungsgeschäfte 
anzuwenden sind. 

216 Hält die Bank nicht abgesonderte Sicherheiten aus HQLA, die von der Gegenpartei ohne 
Zustimmung der Bank durch Nicht-HQLA ersetzt werden können, dann hat die Bank den 
Gesamtbetrag dieser Sicherheiten als Liquiditätsabfluss zu erfassen (Abflussrate 100 Prozent). 

 Gemäss LiqV Anhang 2 sind die Abflussraten nur 
für Derivativgeschäfte anwendbar. Rz 216 lässt 
den Anwendungsbereich allerdings offen. 
Insbesondere ist unklar ob die Abflussraten auch 
für besicherte Finanzierungsgeschäfte 
anzuwenden sind. 

217 Der Nettomittelabfluss aus Derivaten oder anderen Transaktionen aufgrund von 
Marktwertveränderungen kann mittels eines vergangenheitsbezogenen Ansatzes oder eines 
internen Modells bestimmt werden. Für den vergangenheitsbezogenen Ansatz sind 100 Prozent 
des grössten Nettomittelabflusses von Sicherheiten innerhalb von 30 Kalendertagen der letzten 24 
Monate anzusetzen. 

 Gemäss LiqV Anhang 2 sind die Abflussraten nur 
für Derivativgeschäfte anwendbar. Rz 217 nennt 
Derivate und andere Transaktionen. 
Insbesondere ist unklar ob die Abflussraten auch 
für besicherte Finanzierungsgeschäfte 
anzuwenden sind. 

221 Stellt und erhält eine Bank für Derivate und andere Transaktionen mit ein und derselben 
Gegenpartei Sicherheiten, die nicht Aktiva der Kategorie 1 sind, dann müssen 20 Prozent des 
Werts der gestellten Sicherheiten abzüglich der erhaltenen Sicherheiten auf Gegenparteibasis als 
Abfluss erfasst werden, um potenzielle Bewertungsänderungen zu decken. 

 Klarstellung des Anwendungsbereichs sowie der 
Definition von HQLA (inklusive oder exklusive 
der operationellen Anforderungen). 
Es ist unklar, ob die Abflussraten auch für 
besicherte Finanzierungsgeschäfte anzuwenden 
sind. 

226 Kredit- und Liquiditätsfazilitäten sind für die Zwecke der LCR als explizite vertragliche Ver-
einbarungen oder Verpflichtungen definiert, Privat- oder Grosskunden zu einem zukünftigen 
Zeitpunkt Mittel bereitzustellen. Dabei umfassen diese Fazilitäten lediglich gemäss Vertrag 
unwiderrufliche, fest zugesagte wie auch unter bestimmten Voraussetzungen widerrufliche oder 
einseitig kündbare Vereinbarungen zur Mittelbereitstellung. 

Kredit- und Liquiditätsfazilitäten sind für die 
Zwecke der LCR als explizite vertragliche Ver-
einbarungen oder Verpflichtungen definiert, 
Privat-  Geschäfts- oder Grosskunden zu einem 
zukünftigen Zeitpunkt Mittel bereitzustellen. … 

Es ist nicht schlüssig nachvollziehbar, warum 
Geschäftskunden (inkl. Kleinunternehmen) nicht 
tangiert sein sollten. Formulierung analog 
Anhang 2 Ziff. 1 und 2 LiqV. 

227 Der nicht in Anspruch genommene Teil von Kredit- und Liquiditätsfazilitäten wird abzüglich 
derjenigen HQLA nach Anwendung von entsprechenden Wertabschlägen berechnet, die von der 
Gegenpartei bereits als Sicherheiten für die Fazilität gestellt wurden oder für welche die 

 Es sollte klargestellt werden welche Definition 
von HQLA gilt (inklusive oder exklusive der 
operationellen Anforderungen). 
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Gegenpartei vertraglich verpflichtet ist, sie zu stellen, sobald sie die Fazilität zieht. Dabei muss die 
Bank jedoch rechtlich befugt und operativ in der Lage sein, die Sicherheiten für neue 
Mittelaufnahmen einzusetzen, wenn die Fazilität gezogen ist, und es darf keine nennenswerte 
Korrelation zwischen der Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme der Fazilität und dem 
Marktwert der Sicherheiten bestehen. 

229 a. Als Liquiditätsfazilität ist nur derjenige Betrag anzusetzen, welcher der Höhe der zurzeit 
ausstehenden Schuldtitel des Kunden entspricht, die innerhalb der nächsten 30 Kalendertage fällig 
werden und der durch die Fazilität gedeckt ist; 

 Wenn dieser Betrag nicht ermittelt werden 
kann, ist es dann möglich diesen über ein Modell 
zu schätzen oder ist der Gesamtbetrag der 
Fazilität als Liquiditätsfazilität zu zeigen? 

236 b. die Sicherheiten nicht als Aktiva der Kategorie 1 oder 2 anrechenbar sind; und  Es sollte klargestellt werden welche Definition 
von HQLA gilt (inklusive oder exklusive der 
operationellen Anforderungen). 

239 a. weder ein Zahlungsverzug noch eine Wertberichtigung besteht;  Ist tatsächlich gewollt, dass bei einem 
Zahlungsverzug von z.B. nur 1 Tag bereits die 
Anrechenbarkeit aberkannt wird (auch wenn 
sich erweist, dass kein Wertberichtigungsbedarf 
besteht oder zu erwarten ist)? 

240 b. für diese Forderungen innerhalb der nächsten 30 Kalendertage weder ein Zahlungsausfall noch 
eine Wertberichtigung für Ausfallrisiken gemäss RS 2008/2 „Rechnungslegung Banken“ zu 
erwarten ist; und 

 Die Vorgabe sollte allgemeiner formuliert 
werden, da nicht alle Gruppenabschlüsse 
gemäss den Rechnungslegungsvorschriften des 
RS 2008/2 erstellt werden. 

242 Besteht für ein Kreditportefeuille eine pauschalisierte Einzelwertberichtigung oder 
Pauschalwertberichtigung in Höhe von X Prozent, so dürfen von den innerhalb der nächsten 30 
Kalendertagen vertraglich fälligen Zuflüssen aus diesem Kreditportefeuille lediglich 100-X Prozent 
als Zufluss berücksichtigt werden. 

 Es sollte klargestellt werden, ob Lombardkredite 
als Mittelzuflüsse nach Gegenpartei erfasst 
werden dürfen. 

243 Sichteinlagen bei anderen Banken, die der FINMA oder aufsichtlichen und rechtlichen An-
forderungen eines Drittlands unterstehen, die denen der FINMA zumindest gleichwertig sind, 
dürfen als Mittelzufluss berücksichtigt werden, wenn für diese Forderungen innerhalb der 
nächsten 30 Kalendertage weder ein Zahlungsausfall noch eine Wertberichtigung zu erwarten ist. 

 Eine Liste der Länder, bei denen von einer 
gleichwertigen Regulierung ausgegangen 
werden kann, sollte publiziert werden (siehe 
auch Kommentar zur LiqV Anhang 2, Abflussrate 
7.1.3). 

244 Die Mittelzuflüsse sind zum letztmöglichen Termin zu berücksichtigen. Mittelzuflüsse von Krediten, 
die keine bestimmte Fälligkeit aufweisen, dürfen nicht berücksichtigt werden. Es dürfen keine 
Annahmen hinsichtlich einer Fälligkeit („Ablauffiktionen“) getroffen werden. Ausgenommen 
hiervon sind Überziehungen gewährter Kontokorrentfazilitäten, welche als Zufluss erfasst werden 
dürfen. 

 Wie unterscheiden sich Kontokorrentfazilitäten 
von Kredit- bzw. Liquiditätsfazilitäten? Wie 
würden die der Bank gewährten Kontokorrent-
fazilitäten berücksichtigt (Kredit- und Liquiditäts-
fazilitäten werden gemäss Ziff. 3 Anhang 3 LiqV 
mit 0% Zuflussrate  berücksichtigt)?  

247 Rz 205–207 gelten analog zur Berechnung des Nettomittelzuflusses aus Derivaten. Sind Derivate 
und andere Transaktionen mit HQLA besichert, dann sind die Mittelzuflüsse um entsprechende 
Barmittel- oder Sicherheitenabflüsse bereinigt zu berechnen, die sich bei sonst unveränderten 
Bedingungen aus vertraglichen Verpflichtungen der Bank ergäben, Barmittel oder Sicherheiten zu 
stellen. 

 Es sollte klargestellt werden welche Definition 
von HQLA gilt (inklusive oder exklusive der 
operationellen Anforderungen). 

250 Banken dürfen die Anrechnung zusätzlicher Fremdwährungs-HQLA (Unterkapitel (a)) und die 
Anrechnung zusätzlicher HQLA der Kategorie 2 in Schweizer Franken (Unterkapitel (b)) zur Deckung 
des Nettomittelabflusses in Schweizer Franken nicht gleichzeitig anwenden. 

 Es sollte klargestellt werden, ob für die 
Anwendung der Ausnahmeregelungen ein 
Antrag bei der FINMA gestellt werden muss. 
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251 Die Anrechnung zusätzlicher HQLA der Kategorie 2 in Schweizer Franken ist auf Banken beschränkt, 

die aufgrund ihres Geschäftsmodells inlandorientiert sind und Verbindlichkeiten in allen 
Fremdwährungen von weniger als 5 Prozent der Gesamtverbindlichkeiten eingehen oder über 
keinen angemessenen Prozess zur Messung, Steuerung und Kontrolle von Fremdwährungsrisiken 
verfügen. 

 Der Begriff „inlandorientiert“ ist u.E. zu wenig 
konkret und muss definiert werden. Dabei kann 
bspw. ein bestimmter Anteil der gemäss FINMA-
RS 08/2 Rz 185 ausgewiesenen inländischen 
Aktiven oder des gemäss Rz 207 angegebenen 
inländischen Ertrags als Schwellenwert definiert 
werden. 

273 Die Ermittlungspflicht für die LCR in wesentlichen Währungen gilt für die oberste 
Konsolidierungsebene. Banken ohne Gruppenstruktur ermitteln die LCR in wesentlichen 
Währungen auf Stufe „Einzelinstitut“. Banken mit Gruppenstruktur ermitteln die LCR in 
wesentlichen Währungen auf Stufe „Finanzgruppe“. 

 Der letzte Satz kann u.E. gestrichen werden. 
Dieser ist gleichbedeutend wie der erste Satz. 

274 Eine wesentliche Währung liegt vor, wenn in dieser Währung bedeutende Liquiditätsrisiken 
bestehen. Bedeutende Liquiditätsrisiken in einer einzelnen Währung bestehen dann, wenn die 
Verbindlichkeiten in der jeweiligen Währung mehr als 5 Prozent der Gesamtverbindlichkeiten 
ausmachen. 

Eine wesentliche Währung liegt vor, wenn in 
dieser Währung bedeutende Liquiditätsrisiken 
bestehen. Bedeutende Liquiditätsrisiken in einer 
einzelnen Währung bestehen dann, wenn die 
Verbindlichkeiten in allen Fälligkeiten in der 
jeweiligen Währung mehr als 5 Prozent der 
Gesamtverbindlichkeiten in der 
Bilanz ausmachen. 

Es ist eindeutig zu klären, ob die 
Gesamtverbindlichkeiten in der Ausserbilanz für 
die Berechnung der Wesentlichkeit zu 
berücksichtigen sind; sofern eine 
Berücksichtigung der Ausserbilanzgeschäfte 
erforderlich ist, wäre noch zu präzisieren, wie 
Derivate und Treuhandgeschäfte zu 
berücksichtigen sind. 
 
Zudem ist zu klären, ob sich die 
Wesentlichkeitsberechnung auf die 
Gesamtverbindlichkeiten in allen Fälligkeiten  
oder auf die Gesamtverbindlichkeiten bis zu 30 
Kalendertagen bezieht. 

275 Ist die LCR in einer wesentlichen Währung kleiner als 1, kann die FINMA auf Gesuch eine 
nachvollziehbare Begründung und eine Beurteilung des eingegangenen Liquiditätsrisikos 
verlangen. 

Ist die LCR in einer wesentlichen Währung 
kleiner als 100 % 

Die LCR ist als Prozentzahl definiert. 

276 Die Bewertung aller Positionen zur Berechnung der LCR erfolgt grundsätzlich gemäss 
Rundschreiben 2008/2 „Rechnungslegung Banken“. 

 Die Vorgabe sollte allgemeiner formuliert 
werden, da nicht alle Gruppenabschlüsse 
gemäss den Rechnungslegungsvorschriften des 
RS 2008/2 erstellt werden. Ein Formulierung 
gemäss Art.17g Abs. 2 LiqV wäre sinnvoller „Die 
Banken stützen sich für die Bewertung der im 
Liquiditätsnachweis aufgeführten 
Positionen auf den gemäss den Rechnungsle-
gungsvorschriften erstellten Abschluss.“ 
 
 

284 c. vorbehaltlich, dass die Bank wesentliche Fremdwährungspositionen wie in Rz 274 definiert hält, 
jeweils einen Liquiditätsnachweis (Meldebogen „LCR_G_CCY“) für jede wesentliche Währung mit 
allen in der jeweiligen Fremdwährungen relevanten LCR-Positionen, umgerechnet in Schweizer 
Franken (Anhang 1c). 

 Die Behandlung von Cash Flows, deren Währung 
unsicher ist (z.B. Fazilitäten, die die Gegenpartei 
in verschiedenen Währungen in Anspruch 
nehmen kann), ist unklar. 

292 Die Anwendung von Mittelab- und Zuflüssen zwischen einer Muttergesellschaft und einer Die Anwendung von Mittelab- und Zuflüssen Das Verfahren sollte nicht nur für die direkt 
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Tochtergesellschaft derselben Finanzgruppe beschränkt sich auf die Berechnung der LCR der 
Muttergesellschaft auf Einzelinstitutsbasis. 

zwischen einer Muttergesellschaft und 
einer direkten oder indirekten 
Tochtergesellschaft derselben Finanzgruppe 
beschränkt sich auf die Berechnung der LCR der 
Muttergesellschaft auf Einzelinstitutsbasis. 
 
In der LCR auf Stufe Finanzgruppe sind Mittelab- 
und -zuflüsse zwischen den einbezogenen 
Konzerngesellschaften gegeneinander 
aufzurechnen (Elimination). 

gehaltenen Tochtergesellschaften sondern auch 
für die in mehrstufigen Finanzkonzernen 
gehaltenen Sub-Tochtergesellschaften 
(Enkelinen, Urenkelinen, usw.) geregelt werden. 
 
 
Nebst dem Verfahren für die LCR der 
Muttergesellschaft auf Einzelinstitutsbasis sollte 
auch das Verfahren für die Finanzgruppe explizit 
geregelt werden. 

294 a. In der Regel gilt eine Abflussrate von 100 Prozent für alle gruppeninternen Mittelabflüsse 
(Anhang 2 LiqV) und eine Zuflussrate von 100 Prozent für alle gruppeninternen Mittelzuflüsse 
(Anhang 3 LiqV); 

 Es sollte klargestellt werden, ob gruppeninterne 
Mittelab- und zuflüsse auch dem 
Glattstellungsmechanismus unterliegen. Zum 
Beispiel ein gruppeninterner Reverse Repo mit 
Level 1 würde sonst zu 100% Zufluss führen. 

297 „Back-to-Back“-Geschäfte sind für die Zwecke der LCR definiert als Transaktionen bei denen die 
Muttergesellschaft im Rahmen des zentralen Treasury-Managements die Liquiditätsrisiken der 
Tochtergesellschaft übernimmt. Für „Back-to-Back“-Geschäfte kann die Muttergesellschaft die Ab- 
und Zuflussraten gemäss Anhang 2 und 3 LiqV anwenden („Look-Through“-Ansatz). 

„Back-to-Back“-Geschäfte sind für die Zwecke 
der LCR definiert als Transaktionen bei denen 
die Muttergesellschaft im Rahmen des zentralen 
Treasury-Managements die Liquiditätsrisiken 
der direkt oder indirekt gehaltenen 
Tochtergesellschaft übernimmt. Für „Back-to-
Back“-Geschäfte kann die Muttergesellschaft die 
Ab- und Zuflussraten gemäss Anhang 2 und 3 
LiqV anwenden („Look-Through“-Ansatz)  als 
wären diese Geschäfte der 
Tochtergesellschaften eigene Geschäfte der 
Muttergesellschaft. 

Es ist zu regeln, ob indirekt gehaltene 
Tochtergesellschaften in mehrstufigen 
Finanzgruppen (Enkelinen, Urenkelinen, etc) 
auch tangiert sind. 
 
 
 
 
 
Präzisierung, damit eindeutig ist, welche Ab- und 
Zuflussraten zur Anwendung kommen. 

 

















Eidg. Finanzdepartement
zHv Dr. D. Roth
rechtsdienst@efd.admin.ch
Eidg. Finanzmarktaufsicht
zHv Tim Genovese Frech
tim.genovese-frech@finma.ch
PER EMAIL

Zürich, 25. März 2014

Revision Liquiditätsverordnung und FINMA-RS 2013/6 Liquditiät Banken

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 17. Januar 2014 laden Sie uns ein, zum Revisionsentwurf der obgenannten
Verordnung und des Rundschreibens Stellung zu nehmen.

Unser Verband hat in der Nationalen Arbeitsgruppe mitgearbeitet und konnte dort seine Vorstellungen
einbringen. Ebenso haben wir uns aktiv an der Stellungnahme der Schweiz. Bankiervereinigung
beteiligt; wir schliessen uns den dort vorgetragenen Kommentaren vorbehaltslos an. Wir unterstützen
auch das Anliegen, Schweizer Pfandbriefen in die HQLA der Kategorie 1 (anstelle der Kategorie 2)
aufzunehmen. Schweizer Pfandbriefe sind nicht mit den in Europa gängigen Covered Bonds
gleichzusetzen; wir meinen, dass die Basler Vorgaben nicht formalistisch, sondern inhaltlich korrekt
umgesetzt werden müssen. Weiter sollten die Pensionskassen als Nicht-Finanzinstitute klassifiziert
werden. Eine 100% Abflussrate ist nicht adäquat; die vorgeschlagene Klassifizierung wirkt sich klar
negativ aus: Das Halten von Pensionskassengelder würde für Banken höchst unrentabel, sodass
Pensionskassen mit einem Negativ- oder Nullzins rechnen müssten. Die Gelder würden ebenso nicht
mehr in Form von Krediten in die Realwirtschaft zurück fliessen.

Im Folgenden finden Sie Kommentare, welche insbesondere für unsere kleinen und mittleren Institute
von Bedeutung sind.

Erfolgte Verbesserungen

Wir haben festgestellt, dass die Entwürfe Verbesserungen für kleine und mittlere Banken beinhalten.
Im FINMA E-RS RZ 8 wird das Proportionalitätsprinzip festgehalten. Insbesondere für die kleineren
und mittleren Banken ist es unerlässlich, dass hier möglichst weitgehende Klarheit herrscht. Die
Auseinandersetzungen mit den Prüfern über die korrekte Anwendung dieses Prinzips kann damit
reduziert werden. Wir nehmen mit Genugtuung zur Kenntnis, dass auf die Zuordnung des
Liquiditätsrisikos auf Geschäftsaktivitäten gemäss des Proportionalitätsprinzips verzichtet werden
kann (FINMA E-RS RZ 29). Ebenso begrüssen wir die konsequente Anwendung des
Proportionalitätsprinzips für den untertägigen Zahlungsverkehr. Falls eine kleine Bank keine
substantiellen Risiken in diesem Bereich hat, kann sie auf das untertägige
Liquiditätsrisikomanagement verzichten (FINMA E-RS RZ 49).



Proportionalitätsprinzip auch bei quantitativen Regeln

Wir schlagen vor, dass das Proportionalitätsprinzip auch bei den quantitativen Anforderungen
angewendet wird. Diese sind oft sehr komplex und für kleine Banken aufwendig, ohne für die
betroffenen Banken noch für das Bankensystem als Ganzem einen Nutzen zu stiften. Die Basler
Empfehlungen sind an der Realität von grossen, international tätigen Banken ausgerichtet. Eine
Vereinfachung für kleine und mittlere Banken wäre damit nicht als einen Verstoss gegen diese
Vorgaben zu erachten. Vereinfachungen sind insbesondere bei folgenden Punkten wünschenswert
und ohne negative Konsequenzen für die einzelne Bank oder das System als ganzem möglich:

- Die stipulierte Diversifikation der HQLA in RZ 145 ist u.E. für kleine Banken nicht angebracht. Die
angemessene Diversifikation nach den verschiedenen erwähnten Kriterien führt zu einem – unter
dem Gesichtspunkt der Proportionalität - unangemessenen Aufwand. Es genügt wohl, den
kleinen und mittleren Banken zu empfehlen, eine unangemessene Konzentration auf einzelne
HQLAs zu verhindern.

- Die Aufwendungen für interne Modelle für die Berechnung der operativen Einlagen (RZ 185) sind
stehen für kleine und mittlere Banken in keinem Verhältnis zum Ertrag und systemischen Nutzen.

- Die operativen Anforderungen an das Management von HQLA (FINMA E-RS RZ 129ff) sind zwar
intellektuell nachvollziehbar und in sich stimmig. Sie haben aber für die Banken hohe (und teure)
Systemanpassungen zur Folge. Neben den erstmaligen irreversiblen Kosten verursachen die
Bedingungen auch Fixkosten in Form einer regelmässigen Kontrolle, Einhaltung und
gegebenenfalls Anpassung.

LCR

Die E-LiqV verlangt, dass die LCR eingehalten wird für alle Positionen, ausgedrückt in CHF (Art. 14
Abs 2 Lit a), für alle CHF-Positionen (Art. 14 Abs 2 Lit b) und dass die LCR für alle materiell relevanten
Fremdwährungen kontrolliert und überwacht werden muss (Art. 17f). Damit geht der Schweizerische
Gesetzgeber weit über die internationalen Standards hinaus.

- Wir laden das EFD und die FINMA ein, die Begrenzung der LCR für CHF-Positionen auf mind. 100%
aufzuheben (Art. 14 Abs 2 Lit b) . Denn bei Bedarf können HQLA in anderen leicht konvertierbaren
Währungen (z.B. USD, EUR, GBP) in CHF ge-swapped werden.

- Die Forderung nach Glattstellung ist unnötig und kompliziert (Art 17 Abs. 1) und ist nicht in den
internationalen Standards vorgesehen. Sie verhindert somit, dass die LCR-Zahlen international
vergleichbar sind. Wir schlagen vor, diese Vorgabe nicht in die definitive Verordnung zu
übernehmen.

- Art 17f.1 verlangt, dass die LCR für alle Positionen in jeder Fremdwährung ermittelt und
überwacht wird. Da der LCR eigentlich nur einen aufsichtsrechtlich vorgegebenen Stresstest
darstellt, erachten wir es als sinnvoller, wenn die Überwachung nicht durch den für die Banken
wenig relevanten LCR, sondern durch das eigene interne Liquiditäts-Stresstest Modell erforderlich
ist. Banken, welche keine eigenen Modelle haben, sollen hingegen den LCR verwenden müssen.

- Art. 17f Abs 2 stipuliert Obergrenzen für Fremdwährungen, welche in den Empfehlungen des
Basler Ausschusses nicht vorgesehen sind. Der Basler Ausschuss hatte mit gutem Grund darauf
verzichtet, dem ALM und dem Liquiditätsmanagement der Baken allzu viele Restriktionen
aufzuerlegen. Die Schweiz sollte hier nicht eine anderes Position einnehmen.

- Art. 17g Abs. 3 sieht eine 15-tägige Reportingperiode vor. Angesichts der Datenmenge wird die
Datenqualität höchstens eine Annäherung sein, denn die kurze Periode erlaubt keine Abstimmung
und Kontrolle. Ob damit die gemeldeten LCR effektiv sind, bleibt abzuwarten; mehr als eine
Annäherung kann die gemeldete Information nicht sein.

- Art. 17h delegiert die Behandlung der gruppeninternen Mittelab- und zuflüsse an die FINMA. In RZ
294 wird eine 100% Abflussrate angenommen. Falls die EBA eine geringere Rate vorsieht, sollte
auch die FINMA eine tiefere Rate vorgeben.



- Art. 15 Abs 5 sieht vor, dass die FINMA untermonatige Meldungen zur LCR mit einer zeitnahen
Eingabefrist festlegen und zusätzliche Meldungen zu Liquiditätssituation definieren kann, die der
Dauer und dem Ausmass der LCR-Unterschreitung angemessen sind. RZ 118 stellt dann bloss
fest, dass eine tägliche oder wöchentliche LCR-Meldung auf der Basis einer Risikoeinschätzung
festgelegt werden kann. Eine solche Meldung wird im Krisenfall kaum möglich sein; erstens bindet
das tägliche LCR-Reporting enorm viele Ressourcen und zweitens wird es nicht möglich sein, in
einer Extremsituation die Auswirkungen eines untertägigen Stresszenarios auf die LCR im
Tagesverlauf zuverlässig abschätzen zu können. Es besteht das Risiko, dass eine Bank
verpflichtet ist, im kritischen Falle Ressourcen zu binden für ein Reporting, das eigentlich gar
keinen Bezug zur Situation hat. Es wäre zu prüfen, ob in Extremsituationen ein vereinfachter
Frühwarnindikator nicht einen besseren Dienst leistet.

Man muss sich vergegenwärtigen, dass die LCR eine Modellfiktion ist, welche auf einem Stresstest
basiert. Damit ist sie schlecht geeignet für die Stipulierung von zusätzlichen Anforderungen,
tranchiert nach Währungen. Grundsätzlich sollte man bei den Grundbedingungen einer LCR von
mindestens 100% und der Ermittlung und Überwachung der LCR (bzw. des äquivalenten internen
Modells) in wesentlichen Fremdwährungen und in CHFs verbleiben.

Makroökonomische Bedenken

Der Bericht geht korrekt davon aus, dass in einer veränderten Marktsituation ein wahrscheinlicher
Rückgang der Giroguthaben bei der SNB nicht zwingend durch das Halten von Level 1 CHF-Aktiva
kompensiert werden kann. Er verweist auch darauf, dass der Versicherungssektor aus rechtlichen
Gründen Wertschriften hält, die dem Bankensektor fehlen. Wir sind der Überzeugung, dass der
Bericht aber die Knappheit unterschätzt in einem Zeitpunkt, in dem der Nichtbankensektor – das
Schattenbankensystem, die Treasuries der grossen Schweizer Firmen und vor allem auch
ausländische „safe- haven“ Investoren – solche Anlagen nachfragen. Die wesentlich höhere Nachfrage
nach entsprechenden Aktiven zieht notgedrungen Preiseffekte mit sich. Diese volkswirtschaftlichen
Effekte – sei es auf Banken, welche aus irgendeinem Grunde HQLA nachfragen müssen, sei es auf
andere Marktteilnehmer – werden nicht angesprochen und vor allem werden sie nicht durch
Handlungsanweisungen an die Aufsichtsbehörden in die Vorlage integriert.

Die mikroprudentielle Sichtweise klammert diese makroökonomischen Auswirkungen in einer Stress-
Situation aus. Dies kann zu unangenehmen Folgen führen. Wir sind nicht restlos überzeugt, dass der
Nutzen der Liquiditätshaltung der Finanzteilnehmer jegliche Kosten erhöhter HQLAs für die
Nichtbanken rechtfertigt. Ein möglicher Ansatz ist, die Vorgaben für die Anerkennung von quasi-
äquivalenten FX-HQLA flexibler auszugestalten bzw. handzuhaben. So sind etwas die Bestimmungen
zur Anrechenbarkeit von zusätzlichen HQLA der Kategorie 2 zu restriktiv (RZ 265ff)-. Ebenso sollten
diese HQLA symmetrisch für die Deckung des Nettoabflusses anerkannt werden. Eine Flexibilisierung
ist auch möglich durch eine Verringerung der vielen Auflagen an die Eigenschaften von
anrechenbaren im Ausland emittierten HQLA (RZ 128).

Wir schlagen deshalb vor, dass die SNB und die FINMA einen makroprudentiellen Stresstest
durchführt und – je nach Ergebnis - ein Szenario definieren, wie einer starken Verknappung der CHF-
HQLA entgegengewirkt werden kann. Zudem können dann auch die von der EBA in Aussicht gestellte
Definition der anrechenbaren Vermögenswerte einbezogen werden; die Schweizer Regelung sollte
keinen Wettbewerbsnachteil gegenüber EU-Banken implizieren..

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Anmerkungen.

Freundliche Grüsse

VERBAND DER AUSLANDSBANKEN IN DER SCHWEIZ

Dr. Martin Maurer Raoul Wuergler
Geschäftsführer stv Geschäftsführer
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Zusammenfassung 
Es ist unbestritten, dass qualitative und quantitative Mindestvorgaben für die Messung, 
Überwachung und Steuerung der Liquidität für die Stabilität eines Finanzsystems 
unerlässlich sind. Die Kantonalbanken engagieren sich daher in der Nationalen 
Arbeitsgruppe Liquidität bei der Umsetzung der Basler Rahmenvorgaben in Schweizer 
Recht. Wir möchten uns an dieser Stelle für die bisherigen konstruktiven Diskussionen mit 
den Aufsichtsbehörden bedanken. 
 
Das Thema der Liquiditätsregulierung ist von Natur aus technisch komplex. Umso wichtiger 
st es, die grossen Linien nicht aus den Augen zu verlieren und konkrete Entscheide über 
die Ausgestaltung der Regulation sorgfältig abzuwägen. In diesem Zusammenhang möchten 
wir insbesondere auf den sehr guten Erläuterungsbericht zur Revision der Liquiditäts-
verordnung hinweisen, der diese grossen Linien nachzeichnet und die Abwägungen 
vornimmt. 
 
Unsere Änderungsvorschläge konzentrieren sich auf folgende Themengebiete: 
 

 Definition hochqualitativer liquider Aktiven (HQLA): Die Knappheit von HQLA in 
Schweizerfranken ist nicht ausreichend berücksichtigt. 

 
 LCR nach Währungen: Wir sehen eine Untergrenze einer LCR nach Währungen 

als kontraproduktiv an, da sie zur Überallokation von Liquidität in den einzelnen 
Währungen führt. Zudem stellen die qualitativen regulatorischen Vorgaben bereits 
sicher, dass Währungsinkongruenzen gemessen, überwacht und gesteuert werden.
 

 Verhältnismässigkeit heisst Komplexitätsreduktion (Proportionalitätsprinzip): 
Für kleinere und auch mittlere Banken ist der Detaillierungsrad bestimmter 
Regelungen wie beispielsweise bei Derivaten nicht mehr angemessen. Wir schlagen 
entsprechende Vereinfachungen vor und regen die Übernahme der Kategorisierung 
der Banken nach Grösse und Komplexität gemäss Rundschreiben 2011/2 an. 
 

 Ausgestaltung nationaler Spielräume: Wir begrüssen, dass bei der Umsetzung 
der LiqV und des E-RS die in der Basler Rahmenvereinbarung enthaltenen 
Spielräume für nationale Bestimmungen teilweise genutzt werden. Jedoch werden in 
gewissen Punkten die Besonderheiten der Schweizer Volkswirtschaft zu wenig 
berücksichtigt. 
 

 Meldefrist: Wir erachten diese unter Kosten-Nutzen-Überlegungen und unter 
Berücksichtigung der Auditierbarkeit als zu kurz. 
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unseren Berechnungen hält der Bankensektor derzeit etwa 20% der ausstehenden HQLA 
Kategorie 1 in Schweizerfranken. Die restlichen HQLA Kategorie 1 werden nach unserer 
Einschätzung vor allem von institutionellen inländischen Investoren gehalten. Auf Basis der 
Bankenstatistiken der SNB gehen wir davon aus, dass Schweizer Banken insgesamt ihren 
Anteil mindestens verdoppeln müssen, um die LCR einzuhalten. Das entspricht einem 
Aufbau in Höhe eines mittleren zweistelligen Milliardenbetrages. 
 
Es gibt grundsätzlich drei Möglichkeiten, mit diesem Problem umzugehen: 
 

 Erstens die Erweiterung des Universums von HQLA Kategorie 1 in Schweizerfranken 
beispielsweise durch Liquiditätsfazilitäten der SNB (Erster Basler „Alternative Liquidity 
Approaches“ oder ALA-Option 1) oder durch Anerkennung des Schweizer 
Pfandbriefes als HQLA Kategorie 1. 
 

 Zweitens der „Import“ zusätzlicher HQLA Kategorie 1 in Fremdwährungen (ALA-
Option 2).  

 
 Drittens die zusätzliche Verwendung von HQLA Kategorie 2 in Schweizerfranken 

(ALA-Option 3). 
 
Wie die FINMA im Erläuterungsbericht ausführt, lindert die ALA-Option 2 das Problem der 
Knappheit von HQLA insgesamt in Schweizerfranken. Sie hat aber einen entscheidenden 
Nachteil: HQLA Kategorie 1 sind weniger diversifiziert als HQLA Kategorie 2. Bei einer 
staatsinduzierten Vertrauenskrise ist ein Portfolio aus HQLA Kategorie 1 in Fremdwährungen 
von potentiell geringerer Qualität als ein Portfolio aus HQLA Kategorie 2. Aus dieser Sicht 
wäre die kombinierte Nutzung der ALA-Optionen 2 und 3 die beste Lösung, wenn sie sich in 
irgendeiner Weise mit den Basler Vorschriften vereinbaren liesse. 
 
Wegen der Knappheit von HQLA in Schweizerfranken ist es ausserdem kontraproduktiv, die 
Definition von HQLA über die internationalen Vorgaben hinaus zu verschärfen.  
 
Konkret sehen wir daher in den folgenden zwei Punkten Anpassungsbedarf: 
 

 Nutzung der ALA-Optionen (E-LiqRS Rz. 249ff.): Die Hürde für die Nutzung der 
ALA-Option 3 (zusätzliche Verwendung von HQLA Kategorie 2 in Schweizerfranken) 
wird in E-LiqRS Rz. 251 sehr hoch gesetzt. Die Knappheit von HQLA Kategorie 1 
kann im Wesentlichen nur durch den Kauf ausländischer Staatsanleihen kompensiert 
werden. Wir erachten aber HQLA in Schweizerfranken (Obligationen, Pfandbriefe)  
als stabiler und aus volkswirtschaftlicher Sicht wünschenswerter. Daher sollten die 
Hürden, dass eine Bank für ALA-Option 3 wählen kann, weniger hoch gesetzt 
werden. Wie in der Nationalen Arbeitsgruppe diskutiert, kann im Rahmen dieser ALA-
Option auch der Schweizer Pfandbrief stärker gewichtet werden. 
Für Banken, welche die ALA-Option 2 nutzen, sieht E-LiqRS Rz. 260 eine 
Obergrenze von 40% der Abflüsse vor. Angesichts der Knappheit von HQLA 
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insgesamt erscheint uns diese Grenze zu niedrig. Unsere Analysen zeigen, dass 
selbst bei vollständiger Ausnutzung dieser Obergrenze der negative Einfluss auf die 
knappen HQLA im Schweizer Markt substanziell bleibt. Die Basler Vorgaben machen 
selbst keine konkreten Angaben zu einer Obergrenze. 
 

 HQLA öffentlicher Körperschaften in Kategorie 1 (LiqV Art. 17b): Als HQLA der 
Kategorie 1 werden nur Anleihen von Finanzinstituten in Form öffentlicher 
Körperschaften anerkannt, wenn diese erstens von diesem garantiert werden (Abs. 1 
Bst. c) und zweitens mehrheitlich einem Zentralstaat gehören (Abs. 2 Bst. b). Die 
zweite Bedingung findet sich nicht in den Basler Vorschriften. Entsprechend kennt 
auch die Regulation in der EU diese Bedingung nicht.1 Durch die vorgeschlagene 
Definition der LiqV fallen möglicherweise die Eidgenössische Wohnbauzentrale und 
sicher die Österreichische Kontrollbank oder auch nordische Förderbanken nicht in 
Kategorie 1, auch wenn der Erläuterungsbericht sie generell vorzusehen scheint.2 
Diese Verschärfung gegenüber den Basler Vorschriften ist bedenklich, da Anleihen 
öffentlicher Körperschaften rund 10% des Obligationenmarktes in Schweizerfranken 
ausmachen. Die internationale Gleichbehandlung von HQLA ist aber ein erklärtes Ziel 
der Schweizer Liquiditätsregulation. 
So ist auch zu beachten, dass nur weniger Schweizer Kantone ein eigenes Rating 
haben. Gemäss Art. 17b Abs. 2 Bst. a und Art. 17c Abs. 2 Bst. a qualifizieren sich 
Kantonsanleihen ohne Rating nicht als HQLA. Es ist unser Verständnis, dass 
Kantonsanleihen aber generell als HQLA qualifizieren sollen, um eine ökonomische 
Gleichstellung etwa mit Deutschen Bundesländern zu erreichen, welche meist allein 
wegen ihrer absoluten Grösse ein Rating haben. Gem. Rz. 128 E-LiqRS ist die 
Anerkennung eines ausländischen HQLA zwingend für die Anerkennung als HQLA in 
der Schweiz. Die internationale Gleichbehandlung würde aber verletzt, wenn 
umgekehrt im Ausland anerkannte HQLA in der Schweiz nicht anerkannt würden. 

 
Die Kantonalbanken lehnen daher eine Verschärfung der internationalen Vorgaben bei der 
Definition von HQLA ab und schlagen folgende Änderungen vor: 
 

1. Verringerung der Hürden in E-LiqRS Rz. 251 zur zusätzlichen Verwendung von 
HQLA Kategorie 2 in Schweizerfranken: „Nicht systemrelevante Banken können die 
Anrechnung zusätzlicher HQLA der Kategorie 2 in Schweizer Franken (Unterkapitel 
b) anwenden.“ 
 

2. Berücksichtigung der besonderen Qualität des Schweizer Pfandbriefes durch 
Anerkennung als HQLA Kategorie 1 oder zumindest durch Verzicht auf Abschläge im 
Rahmen der ALA-Option 3. 
 

3. Erhöhung der Obergrenze in E-LiqRS Rz. 260 von 40% auf 60%. 

                                                 
1  Vgl. die der Eigenmittelverordnung und der LiqV entsprechende Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Art. 416 Abs. 2 Bst. a Ziff. iii, 

abrufbar unter http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:176:0001:0337:DE:PDF. 
2  Vgl. Erläuterungsbericht zur Revision der Liquiditätsverordnung, S. 13. 
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4. Zulassung von HQLA öffentlicher Körperschaften mit Garantie eines Zentralstaats, 
auch wenn diese nicht mehrheitlich in dessen Besitz sind. Art. 17b Abs. 2 Bst. b Satz 
2 soll in Anlehnung an die VERORDNUNG (EU) Nr. 575/2013 Art. 416 abgeändert 
werden in: "Ausgenommen hiervon sind Finanzinstitute, die von einer Zentral- oder 
Regionalregierung eingerichtet wurden, wobei diese Regierung verpflichtet ist, die 
wirtschaftliche Grundlage des Instituts Zeit seines Bestehens zu schützen und seine 
Lebensfähigkeit zu sichern, oder deren Vermögenswert von der betreffenden 
Regierung ausdrücklich garantiert wird." 
 

5. Anerkennung der Kantone ohne Rating als HQLA. 
 

6. Sicherstellung der Gleichbehandlung durch Ergänzung von Rz. 128 E-LiqRS um 
„Ausländische HQLA werden in der Schweiz anerkannt, wenn sie von der 
Aufsichtsbehörde ihres Heimatlandes als HQLA anerkannt sind.“  

 
2.2 LCR in wesentlichen Fremdwährungen (Art. 17f LiqV) 
Art. 17f LiqV regelt entlang des Art. 42 der Rahmenvereinbarung des Basler Ausschusses zur 
Liquidität3 die Ermittlung und Überwachung der LCR in wesentlichen Fremdwährungen. Art 
17f Abs. 3 Bst. b erteilt der FINMA die Kompetenz, Untergrenzen für währungsspezifische 
LCR festzulegen. Diese Kompetenz wird in E-LIQ RS Rz. 275 mit der Festlegung einer 
Untergrenze von 100% genutzt. Unterhalb dieser Grenze kann die FINMA eine 
„nachvollziehbare Begründung und eine Beurteilung“ verlangen. 
 
Der Erläuterungsbericht zur Revision der Liquiditätsverordnung führt dazu aus: „Die LCR 
muss also nach derzeitiger Regelung der Basler Rahmenvereinbarung nicht in jeder Währung 
zu 100% erfüllt sein. Es wird jedoch trotzdem erwartet, dass die Liquiditätsrisiken in 
ausländischen Währungen überwacht und begrenzt werden.“4 Das hier von uns kursiv 
gesetzte Wort im Erläuterungsbericht gibt die Basler Rahmenvereinbarung nicht korrekt 
wieder. Diese spricht in Art. 42 von „monitored and reported“, also von Überwachung und 
Berichterstattung, nicht aber von Begrenzung. Daher ist auch die Folgerung des 
Erläuterungsberichtes nicht korrekt: „Die FINMA kann entsprechend Untergrenzen für die 
LCR in Fremdwährungen festlegen“. Die Kompetenz zur Festlegung von Untergrenzen für 
die LCR in Fremdwährungen geht über die Basler Rahmenvereinbarungen hinaus, da 
diese keine konkrete Vorgabe zu deren Begrenzung machen. 
 
Diese Verschärfung der Basler Rahmenvereinbarung ist volkswirtschaftlich nicht 
sinnvoll und operativ nicht nötig: 
 

 Bedeutung des Imports und Exports von Liquidität für die Schweizer 
Volkswirtschaft: Der Im- und Export von Gütern, Dienstleistungen und Kapital ist 
häufig mit einem Währungswechsel verbunden. Eine Begrenzung der einzelnen LCR 

                                                 
3 Basler Ausschuss für Bankenaufsicht (2013): „Basel III: The Liquidity Coverage Ratio and liquidity risk monitoring tools“ 
(http://www.bis.org/publ/bcbs238.pdf). 
4  Erläuterungsbericht zur Revision der Liquiditätsverordnung, S. 20. 
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in Fremdwährungen schränkt die unbegrenzte Konvertierbarkeit von Währungen ein. 
Für die Reduktion eines äusserst unwahrscheinlichen Risikos – dass der 
Schweizerfranken nicht mehr liquide in Dollar oder Euro getauscht werden kann – 
wird durch die Regulierung die dauerhafte Einschränkung der Liquiditätsflüsse 
zwischen den Währungen in Kauf genommen. Das trifft besonders die Schweiz als 
kleine international ausgerichtete Volkswirtschaft. Ihr Kapitalverkehr mit dem Ausland 
reagiert im Zeitablauf zudem sehr flexibel.5 Hier wird sprichwörtlich das Kind mit dem 
Bad ausgeschüttet. 
 

 Der Liquiditätspuffer würde sich insgesamt nochmals deutlich erhöhen: 
Währungsinkongruenzen zwischen Zu- und Abflüssen sind in einer international 
ausgerichteten Volkswirtschaft sehr volatil. Zur dauerhaften Einhaltung einer 
Untergrenze ist daher pro Währung ein Puffer deutlich über solch einer Grenze zu 
halten. Das führt insgesamt zu einer Überallokation von Liquidität durch 
Fragmentierung der Währungen, quasi eine Erhöhung der LCR durch die Hintertür. 

 
 Keine mikroprudentielle Lösung möglich: Der angenommene Fall, dass der 

Schweizer Franken nicht mehr konvertierbar ist, kann von den einzelnen Banken 
auch zusammen nicht abgesichert werden. Hier handelt es sich um ein 
ausschliesslich makroökonomisches bzw. politisches Risiko, dass mit den hier 
vorgeschlagenen mikroprudentiellen Massnahmen nicht vermieden werden kann. 
Dies wird auch durch den Entscheid der G7-Notenbanken im 2013 verdeutlicht, die 
Swapfazilitäten zum Liquiditätstransfer zwischen den Währungsräumen dauerhaft zu 
etablieren.6 

 
 Es gibt bereits effektive regulatorische Vorgaben: Banken sind gemäss Art. 5 und 

Art. 7 LiqV verpflichtet, ihre Risikomess- und Steuerungssysteme abgestimmt auf ihre 
Geschäftstätigkeiten auszugestalten. Das umfasst ausdrücklich Übersichten zu 
Währungsinkongruenzen und deren Berücksichtigung in Stresstesting und 
Notfallplanung (Rz. 45 E-LIQ RS). Es muss also neben der LCR bereits ein 
vollständiges Mess- und Steuerungssystem für Währungsinkongruenzen inklusive 
Integration in den Notfallplan vorhanden sein. Eine doppelte Begrenzung einerseits 
der internen Risikomasse nach Währungen und andererseits der LCR nach 
Währungen ist kaum operabel. Sie erhöht lediglich den Aufwand, Positionen so zu 
steuern, dass sie in ein engeres Korsett passen. 

 
Die Untergrenze der LCR nach Währungen ist im engeren Sinne nicht als Limite ausgestaltet. 
Sie wird aber auf Grund der Breite der Kompetenz der FINMA de facto als solche interpretiert 
werden. Die FINMA behält sich zudem ausdrücklich vor, zukünftig Limiten festzulegen.7 In 
den Erwägungen zur LCR nach Währungen geht der Erläuterungsbericht nicht auf die bereits 
bestehenden Vorgaben zur Messung, Steuerung und Begrenzung von Währungs-

                                                 
5  Vgl. Zahlungsbilanz der Schweiz 2012 (http://www.snb.ch/ext/stats/bop/pdf/de/1 1 Uebersicht Zahlungsbilanz der CH.pdf) 
6  Vgl. www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2013/html/pr131031.en.html.  
7  Erläuterungsbericht (Totalrevision des Rundschreibens 2013/6), S. 15. 
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inkongruenzen ein. Die doppelte Begrenzung der Währungsinkongruenzen, einmal in der 
LCR und dann in den bereits bestehenden internen Risikomassen, bringt keinen erkennbaren 
Vorteil, dafür aber offensichtliche Nachteile. 
 
Die Kantonalbanken fordern, dass Art. 17f Abs. 3 Bst. c LiqV (Untergrenzen der LCR nach 
Währungen) und die entsprechende Rz. 275 des E-LIQ RS ersatzlos gestrichen werden. 

 
 
 
2.3 Verhältnismässigkeit heisst Komplexitätsreduktion (Proportionalitätsprinzip) 
In vielen Bereichen sind die Basler Vorschriften ungeeignet für die schweizerischen 
Verhältnisse. Insbesondere kleinere, inlandorientierte Banken können viele der Vorgaben 
nicht sinnvoll umsetzen. Sie haben dafür weder die nötigen Ressourcen noch das 
erforderliche Knowhow. Zudem ist der Beitrag zur Zielerreichung durch diese kleineren 
Institute vergleichsweise gering. Eine Vereinfachung der Vorgaben mit Blick auf solche 
Institute ist zwingend erforderlich. Dies betrifft insbesondere die folgenden drei Bereiche: 
 

 Behandlung von Derivaten (E-LIQ RS Rz. 205ff.): Die Berechnungsvorgaben sind 
für kleinere Banken überzogen, da zu detailliert und anforderungsreich. Eine 
Berechnung nach einem Standardansatz muss für kleinere Banken, die vielfach nur 
einfache Derivate zur Absicherung ihrer Zinsrisiken einsetzen, möglich sein. 
 

 Operationelle Einlagen von Firmenkunden (E-LIQ RS Rz. 174ff.): Die Vorgabe der 
FINMA, dass jede einzelne Bank eigene interne Modelle zur Bestimmung des 
operativen Anteils an Einlagen von Firmenkunden verwenden muss, ist 
unverhältnismässig und gerade für kleinere Banken nicht vernünftig umsetzbar. Auch 
hier muss die Verwendung von sinnvollen Standardparametern, wie sie 
beispielsweise die Kantonalbanken der FINMA kürzlich vorgeschlagen haben, 
weiterhin möglich sein. 
 

 Kategorisierung von Wertschriften (E-LIQ RS Rz. 120ff.): Die Merkmale zur 
Einteilung der Wertschriften in die Kategorien 1 und 2 sind objektiv sehr umfangreich. 
Es ist operativ kaum sinnvoll, dass jede einzelne Bank diese Einteilung selber 
vornimmt. Es ist denkbar, dass diese Kategorisierung von einer zentralen Stelle wie 
beispielsweise der SIX vorgenommen und bereitgestellt wird. Dies setzt die 
Bereitschaft der FINMA voraus, einen solchen zentral geführten Filter zu akzeptieren. 
 

 Konsolidierung von Tochtergesellschaften (E-LIQ RS Rz. 106ff.): Eine 
Tochtergesellschaft darf im LCR-Konsolidierungskreis unberücksichtigt bleiben, wenn 
deren Bilanzsumme zzgl. Ausserbilanzgeschäft weniger als CHF 20 Mio. und weniger 
als 1% der Bilanzsumme zzgl. Ausserbilanzgeschäft der Muttergesellschaft beträgt. 
Aus unserer Sicht sind diese Kriterien zu tief angesetzt. 
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 Wertberichtigungen bei Zuflüssen (E-LIQ RS Rz. 242): Pauschalwert- und 
pauschalierte Einzelwertberichtigungen sind anteilmässig von den Mittelzuflüssen 
abzuziehen. Für Zuflüsse innert 30 Tagen sind kaum Pauschalwertberichtigungen 
gebildet worden und die Wertberichtigungen dürften im Verhältnis zum gesamten 
Kreditvolumen kaum gewichtig sein. Daher sollte zur Vereinfachung auf den Abzug 
von Pauschalwertberichtigungen und pauschalierten Einzelwertberichtigungen für 
Zuflüsse aus Krediten verzichtet werden. 

 
Gemäss dem Proportionalitätsprinzip hat sich die Komplexität der Messung und des 
Managements des Liquiditätsrisikos an Grösse und Komplexität der einzelnen Bank 
auszurichten. In dem Regelwerk zur Liquidität fehlt immer noch ein Kriterium für Grösse und 
Komplexität einer Bank. Eine entsprechende Kategorisierung liegt im Bereich der Eigenmittel 
vor. Diese Kategorisierung hat sich bewährt, ist transparent und allgemein akzeptiert. Ihre 
Kriterien (Bilanzsumme, Verwaltete Vermögen, Privilegierte Einlagen, erforderliche 
Eigenmittel) bilden das Risiko eines Instituts für das Finanzsystem sinnvoll ab und umfassen 
auch wesentliche Treiber des Liquiditätsrisikos. 
 
Die Kantonalbanken schlagen insbesondere mit Blick auf kleinere und mittlere Institute 
folgende Massnahmen zur Reduktion der Komplexität vor: 
 

1. Die Behandlung von Derivaten soll um eine Randziffer ergänzt werden: „Banken, 
welche die erforderlichen Eigenmittel für Marktrisiken aus Derivaten nach dem 
Standardansatz berechnen, können die Liquiditätsrisiken aus Derivaten in einer 
geeigneten vereinfachten Weise abschätzen“. 
 

2. Der von den Kantonalbanken (Dr. Martin Bardenhewer) am 5. Dezember 2013 
eingebrachte Vorschlag an die FINMA (Tim Genovese-Frech) für Standardparameter 
für die Bestimmung operationeller Einlagen soll übernommen werden. 
 

3. Die FINMA soll ihre Unterstützung für die privatwirtschaftliche Entwicklung eines 
zentralen Kategorisierungsfilters für Wertschriften signalisieren. 
 

4. Die Kategorisierung von Banken nach RS 2011/2 soll auch für die 
Liquiditätsregulation übernommen und für den Detaillierungsgrad in der Berechnung 
der LCR angewendet werden. 
 

5. Das absolute Kriterium (20 Mio.) zum Konsolidierungskreis sollte ersatzlos 
gestrichen werden und das relative Kriterium erhöht werden. Dabei sollte alleine auf 
die Bilanzsumme abgestellt werden, da der Begriff „Ausserbilanzgeschäfte“ zu 
unspezifisch ist und sie bereits in den „Sonstigen Aktiven/Passiven“ berücksichtigt 
werden. 
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2.4 Ausgestaltung nationaler Spielräume 
Die Basler Rahmenvereinbarung enthält neben internationalen Mindeststandards auch 
nationale Spielräume. Wie eingangs in unseren Bemerkungen zur gesamtwirtschaftlichen 
Bedeutung ausgeführt – und wie auch vom Basler Ausschuss beabsichtigt – sollen die 
Spezifika der jeweiligen Volkswirtschaft als Massstab für konkrete Entscheide dienen. 
 
Die LiqV und das E-RS Liq haben an verschiedenen Stellen von diesem Spielraum Gebrauch 
gemacht: Beispielsweise wird der Knappheit an HQLA in der Schweiz durch die Möglichkeit 
einer verstärkten Verwendung ausländischer HQLA Rechnung getragen und zur weiteren 
Funktionsfähigkeit des Repo-Marktes wurde ein Glattstellungsmechanismus eingeführt. 
Ebenso kann aus unserer Sicht die Verschärfung der Basler Vorgaben durch die Einführung 
einer neuen Kategorie für potenziell weniger stabile Privatkundeneinlagen ab 1.5 Mio. 
Franken aufgrund der Kundenstruktur von Schweizer Banken und den Erfahrungen in der 
Finanzkrise sinnvoll sein, wenn auch die Abflussrate von 25% vergleichsweise hoch 
erscheint. 
 
In anderen Punkten wurde hingegen restriktiv entschieden, ohne dass eine Berücksichtigung 
der Spezifika der Schweizer Volkswirtschaft erkennbar wäre: 
 

 Abflüsse in Höhe von 5% des Volumens von Handelsfinanzierungen sind aus unserer 
Sicht zu hoch. Wie der Erläuterungsbericht richtig vermerkt, sind Abflüsse aus 
Handelsfinanzierungen nicht mit Liquiditätskrisen korreliert.8 Dies gilt nicht nur 
theoretisch, es sind uns auch keine derartigen Abflüsse in Liquiditätskrisen in der 
Schweiz bekannt. Es erscheint uns unangebracht, dennoch einen Abfluss von 5% 
einfach „aus Gründen der Vorsicht“ anzunehmen. Dies gilt insbesondere angesichts 
der hohen Bedeutung von Handelsfinanzierungen für den Import und Export von 
Gütern in die und aus der Schweiz. Das gleiche gilt für Abflüsse aus Akkreditiven. 
 

 Für kurzfristige und unbesicherte Einlagen von Pensionskassen wird angenommen, 
dass sie in einer Krise vollständig innert 30 Tagen abfliessen. Diese Annahme wird 
aus den Erfahrungen der Finanzkrise in den Jahren 2008/9 in der Schweiz nicht 
gestützt, welche unter Stressannahmen eher auf die Hälfte deuten. Die FINMA geht 
von derartigen Anlagen bei Banken im niedrigen zweistelligen Milliardenbereich aus. 
Dabei werden Pensionskassen doppelt getroffen: Erstens durch eine potenzielle 
Verringerung der Erträge auf den kurzfristigen Einlagen und zweitens durch potenziell 
niedrigere Erträge auf qualitativ hochwertigen Obligationen, welche von Banken bei 
stärkeren Abflussparametern vermehrt für den Liquiditätspuffer nachgefragt werden. 

 
 Für Constant Net Asset Value Geldmarktfonds, welche von Banken verwaltet werden, 

sind 5% des Emissionsvolumens als HQLA im Liquiditätspuffer zu halten. Dies geht 
möglicherweise auf Erfahrungen mit amerikanischen Geldmarktfonds zurück, welche 
in der Finanzkrise in Schwierigkeiten gerieten. Entsprechende Erfahrungen wurden in 

                                                 
8 Erläuterungsbericht zur Revision der Liquiditätsverordnung, S. 16. 
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der Schweiz nicht gemacht. Müssen für derartige Fonds von Banken nun HQLA 
gehalten werden, könnte sich die Herstellung dieser Fonds vermehrt in den 
Schattenbankensektor verschieben. 

 
 Die Basler Rahmenvereinbarung stellt es den nationalen Regulatoren in gewissem 

Rahmen frei, zusätzliche Vermögenswerte als HQLA anzuerkennen. Dazu können 
auch Aktien zählen. Ein diesbezüglicher Entscheid der FINMA wurde allerdings noch 
nicht getroffen. 

 
Die Kantonalbanken schlagen im Hinblick auf vergangene Erfahrungen und die Spezifika 
der Schweizer Volkswirtschaft folgende Änderungen in den nationalen Spielräumen vor: 
 

1. Reduktion der Abflussparameter für Handelsfinanzierungen und Akkreditive auf 0% 
 

2. Reduktion des Abflussparameters für kurzfristige unbesicherte Einlagen von 
Pensionskassen von 100% auf 50% 
 

3. Reduktion des Abflussparameters für Constant Net Asset Value Geldmarktfonds auf 
0% 
 

4. Berücksichtigung von Aktien des SMI und des SPI (ohne Finanzinstitute) als HQLA 
 
Wir möchten in diesem Zusammenhang nochmals darauf hinweisen, dass schärfere 
Parameter nicht gleichbedeutend mit mehr Sicherheit sind. Schärfere Parameter können in 
konkreten Fällen auch zu Verschiebungen zwischen den Finanzplätzen, zu Verschiebungen 
zwischen Banken und dem Schattenbanksektor und zu unmittelbar negativen Auswirkungen 
auf Nicht-Banken führen. Aus diesem Grund ist die Parameterwahl fundiert abzuwägen. 
 
2.5 Berichterstattung (Art. 17g Abs. 3 LiqV) 
Art. 17g Abs. 3 LiqV verlangt, dass der Liquiditätsnachweis spätestens am 15. Kalendertag 
nach Monatsende bei der SNB einzureichen ist. Hintergrund ist die notwendige zeitnahe 
Information bei einem Krisenmass, welches sich auf einen 30-tägigen Zeitraum bezieht. 
 
Bei der Berichterstattung der LCR ist nicht die Berechnung der LCR an sich der zeitliche 
Engpass. Es ist die Datenbereitstellung und -verarbeitung der Finanzbuchhaltung, welche 
insbesondere am Quartalsende je nach Lage der darauf folgenden Bankwerktage die grösste 
Zeit in Anspruch nimmt. Diese Verarbeitung ist aber gemäss Rz. 276 E-Liq RS eine 
Voraussetzung für die Berechnung der LCR. 
 
In normalen Zeiten ohne Krise und ohne die Gefahr einer Unterschreitung der LCR besteht 
kaum ein Informationsunterschied zwischen einer Berichterstattung am 15. Kalendertag und 
beispielsweise am 20. Kalendertag. In Krisensituationen oder bei Gefahr einer 
Unterschreitung der LCR hat die FINMA nach Art. 17g Abs. 5 ausdrücklich die Kompetenz, 
eine höhere Meldefrequenz festzulegen. Dies schliesst nach Rz. 118 E-Liq RS potenziell 
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